
Bertold Brecht für Fortgeschrit-
tene, oder die Fortsetzung der
Dichtkunst mit anderen Mit-

teln: „Stellt euch vor, es ist kein
Krieg, und nicht alle gehen nicht
hin.“ Einige wollen eben doch „hin-
gehen“, und so folgt der zweite, von
Pazifisten meist
unterschlagene
Teil des Brecht-Zi-
t a t s : „ D a n n
kommt der Krieg
zu euch!“

Ähnlich ver-
worren stellte sich
Anfang dieser Woche die Nachrich-
tenlage dar. Der Chefinspektor der
Vereinten Nationen, Hans Blix, legte
im Sicherheitsrat seinen Bericht vor.
Für die einen war es ein Zwischen-
bericht, für die anderen sollte es der
Abschlußbericht sein. Die Frage, die
alle Welt bewegte, lautete vorher:
Was hat er gefunden? Hinterher er-
wies sich als viel interessanter, was
er nicht gefunden hatte. Zum Bei-
spiel 6.500 Chemie-Bomben, die ei-
gentlich noch in irgendeinem der
Depots oder Paläste Saddam Hus-
seins lagern müßten.

Der Bericht des Schweden ent-
hielt genügend Belege dafür, daß
der irakische Diktator nach wie vor
den UN-Inspektoren nur das offen-
bart, was ohnehin nicht mehr zu
verbergen ist (solche Verhaltens-
weise soll es auch unter europäi-
schen Politikern geben). Der Ver-
dacht, daß Bagdad weiterhin an
einem Arsenal von Massenvernich-
tungswaffen arbeitet, ist durch die
Kontrollen der letzten sechs Wo-
chen erhärtet, zumindest aber nicht
entkräftet worden.

Aber: Ein Verdacht, selbst ein
dringender, reicht nicht aus für eine
Verurteilung. Daher dringt die brei-
te Mehrheit der Sicherheitsrats-Mit-
glieder darauf, Hans Blix weitersu-
chen zu lassen. Lediglich die
Amerikaner werten die Verdachts-
momente als beweiskräftige Indi-
zien und sind damit international
genauso isoliert wie der deutsche
Bundeskanzler, der sich schon vorab
darauf festgelegt hat, daß es über-
haupt keine ein gewaltsames Vorge-

hen gegen Saddam Hussein recht-
fertigenden Beweise gibt – und auch
nicht geben wird. Der einzige quali-
tative Unterschied zwischen diesen
beiden Extrempositionen ist wohl
darin zu sehen, daß in den USA –
im Gegensatz zu den deutschen

Bundesländern
Hessen und
Niedersachsen –
zur Zeit keine
Wahlen anstehen. 

Dement spre -
chend emotional
aufgeheizt ist

denn auch die Debatte über dieses
Thema in Deutschland. Die rot-
grüne Bundesregierung klammert
sich – angesichts der kata-
strophalen Umfragewerte durch-
aus erklärlich, wenn auch nicht
entschuldbar – an den letzten, den
irakisch-amerikanischen Stroh-

halm. Unmittelbar nach Veröffent-
lichung des Blix-Berichts verblüff-
ten deutsche TV-Kommentatoren
das Publikum damit, daß sie nicht
nur über die angekündigte „Rede
an die Nation“ des US-Präsidenten
nicht nur munter spekulierten,
sondern schon im Wortlaut genau
wußten, was Bush da alles
Schreckliches von sich geben wird
– bis hin zur offenen Kriegserklä-
rung! Da diese Rede erst nach Re-
daktionsschluß dieser Folge an-
steht, können und wollen wir uns
an derartigen Spekulationen nicht
beteiligen; allerdings können wir
uns auch nicht so recht vorstellen,
daß George W. Bush dem von ihm
nicht sonderlich geliebten Gerhard
Schröder den Gefallen tun wird,
mit kriegerischen Handlungen ge-
gen den Irak noch in dieser Woche
in deutsche Landtagswahlen ein-
zugreifen. HH..JJ..MM..

VORSORGLICH FESTGENAGELT
Blix oder nicht: Washington und Berlin bleiben unversöhnlich

Der Schock kam im denkbar
ungünstigsten Moment, just
in der Woche vor den beiden

Landtagswahlen, die über die Zu-
sammensetzung des Bundesrats in
den nächsten Jahren (und auch der
Bundesversammlung, die am 23.
Mai 2004 den Bundespräsidenten
zu wählen hat) entscheiden: Millio-
nen von Bundesbürgern erhielten in
diesen Tagen ihre erste Lohnabrech-
nung des neuen Jahres. Wer es bis-
lang noch geschafft hatte, sich vor
Öko-Steuer, Krankenkassen- und
Rentenversicherungsbeiträgen in
die Irak-Frage („Krieg oder Frie-
den?“) zu flüchten, sah sich nun jäh
ernüchtert: Der Alltag in Deutsch-
land wird eben doch nicht nur von
nahöstlichem Kanonendonner be-
stimmt, sondern eher von sinken-
den Realeinkommen und steigen-
den Preisen.

Nicht nur in Hessen und Nieder-
sachsen fragen sich die Bürger, bei
wem sie sich dafür bedanken dür-
fen. Wie lange ist es her, seit da eine
neue Bundesregierung angetreten

ist mit dem festen Versprechen, kei-
ne Steuern und Abgaben zu erhö-
hen, die Staatsschulden abzubauen,
die Arbeitslosigkeit zu senken, den
Euro vom Ruf eines Teuro zu be-
freien? Richtig: Gerade 100 Tage
sind seither ins Land gegangen, also
jene magische Zeitspanne, nach der
man erste Bilanz zu ziehen pflegt.

Diese Bilanz sieht bitter aus: die
höchste Arbeitslosenzahl seit vielen
Jahren (siehe dazu Kommentar auf
dieser Seite), preistreibende Öko-
steuer, höhere Abzüge für Rente
und Krankenkasse – alles nach dem
Motto „Es gilt das gebrochene
Wort“. Rot-Grün laviert seit nun-
mehr 100 Tagen auf einem Zickzack-
Kurs, wie man ihn noch nicht erlebt
hat, begleitet von einer Opposition,
die sich nicht zwischen Kontrast-
programm und staatstragendem
Wohlverhalten entscheiden mag.

Wer sich vor einem solchen
Hintergrund dem Wählervotum
stellen muß, ist nicht zu beneiden.
So rutschten Schröders Genossen in

Hessen und Niedersachsen bei jeder
Umfrage tiefer in den Abgrund,
während die CDU-Kandidaten
eigentlich auf jede Form von Wahl-
kampf hätten verzichten können:
selbst ohne eigenes Zutun rückte
die absolute Mehrheit näher und
näher. Sogar die möllemanngeschä-
digten Liberalen können den Cham-
pagner für den Wahlabend kaltstel-
len.

Für Schröder, Fischer & Co. ist
kein rettendes Hochwasser in Sicht,
auch dürfte das Spiel mit der
Kriegsangst in der zweiten Auflage
sich nicht mehr so auszahlen wie
beim erstenmal, am 22. September
2002. Das Wahlergebnis des 2. Fe-
bruar 2003 scheint also nur noch
Formsache zu sein. Aber Vorsicht:
Auch Demoskopen können irren.
Verläßlicher als alle Prognosen sind
die Zahlen, die am Abend des Wahl-
tages bekanntgegeben werden. Erst
dann weiß man, wer in den näch-
sten Jahren in Wiesbaden und Han-
nover regiert – und wohl auch in
Berlin. EEBB

100 TAGE ROT-GRÜN: BITTERE BILANZ
Bei den Landtagswahlen droht nun ein Fiasko

Wären da nicht die kata-
strophalen Umfragewerte

der SPD – man könnte meinen,
die Friedensfürst-Masche des
Kanzlers vom vergangenen
Sommer funktioniere ein zwei-
tes Mal: Kommende Woche
wird amtlich bestätigt, was uns
Vorabmeldungen schon wissen
ließen: Im Januar waren über
4,5 Millionen Deutsche arbeits-
los. Massenproteste? Der
sprichwörtliche „Sturm der Ent-
rüstung“? Nichts davon. Die Re-
aktionen der Medien waren
bislang fast beunruhigend lau.

2002 gelang es Schröder, die
Warnsignale aus Haushalt, Ar-
beitsmarkt und Wirtschaft mit
Krieg und Flut zu übertönen.
Jetzt scheint abermals die
Kriegsfurcht alle Aufmerksam-
keit zu absorbieren. Es ist nicht
lange her, da warf man uns
Deutschen vor, wir palaverten
noch über den Verbleib rosti-
ger Dosen, wenn vor unserer
Haustür ein Krieg drohe. Heute
ist es eher umgekehrt: Alles re-
det über Irak, derweil das inne-
re Desaster in die hinteren Zei-
tungsseiten verbannt bleibt. 

Und die Aussichten? „Auf-
schwung in der zweiten Jahres-
hälfte“, wird uns erzählt – wie
vor einem Jahr. „Diesmal schaf-
fen wir die Maastricht-Grenze
bei der Verschuldung“ sagt
man uns – wie vor einem Jahr.
„Durchgreifende Reformen ste-
hen ins Haus“, verspricht
irgendeine Kommission – wie
vor einem Jahr. Hans Heckel

Kommentar

Heute auf Seite 3: Die manipulierte Demokratie

Unabhängige Wochenzeitung für Deutschland
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Kein Zweifel: Deutschland
kann sich sein Sozialsystem
nicht mehr leisten. Mißbrauch
muß eingedämmt, das System
auf den Kernbereich der Hilfe
für wirklich Bedürftige zurück-
geführt werden, auch müssen
wir von der Illusion Abschied
nehmen, das „Sozialamt der
ganzen Welt“ zu sein. Aber
wenn es um konkrete Schritte
(sprich Einschnitte) geht,
rücken Einzel- und Gruppenin-
teressen in den Vordergrund.
Unsere Politiker haben zumeist
nicht den Mut, den Bürgern
vor Wahlen reinen Wein einzu-
schenken – vielleicht ist ja die
Chance echter Sozialreformen
jetzt, nach dem 2. Februar, wie-
der größer.  Aus: Die Welt

DIESE WOCHE:
Politik

ISOLIERTES BRITANNIEN

Die Feiern zum 40. Jubiläum des
Elysée-Vertrages haben gezeigt, daß
das Verhältnis Berlin-Paris zur Zeit
glänzend ist. Auch die grundsätzli-
che Haltung zum Irak-Konflikt
scheint die beiden Großen Europas
zu einen. Während die einen diese
neue ungewohnte Einigkeit begrü-
ßen, fühlt sich England alleingelas-
sen, denn in Europa gehen ihm die
Freunde aus. Wo England seine Zu-
kunft sieht, erfahren Sie auf SSeeiittee 55

Kultur

DRAMATISCHE BEGABUNG

Der Zeitgenosse und zeitweilige
Weggefährte E.T.A. Hoffmanns, Za-
charias Werner, ist heute wenig
bekannt. Dabei gilt der Königsber-
ger als der Dramatiker der deut-
schen Romantik. Mehr über den
eigenwilligen Dichter und sein
Werk auf SSeeiittee 1122

Geschichte

MARINESKOS OPFER

Am 30. Januar vor 58 Jahren ver-
senkte das russische U-Boot S-13
die „Wilhelm Gustloff“ und am 10.
Februar die „Steuben“. Weit über
10.000 unschuldige Frauen, Kinder,
Alte und Verletzte ertranken in den
eiskalten Fluten der Ostsee. Alexan-
der Marinesko, der Kapitän von S-
13, empfand seine Tat nicht als
schändlich und erwartete vergeb-
lich die höchsten Ehren für seine
„Leistung“. Was für ein Mensch Ale-
xander Marinesko war, lesen Sie auf

SSeeiittee 1133

Zeitzeugen

STALINGRAD

Der 2. Februar 1943 ist für die mei-
sten Deutschen unweigerlich mit
der katastrophalen Niederlage der
deutschen 6. Armee in Stalingrad
verbunden. In Folge 6 behandelt
das Ostpreußenblatt diese Tragödie
unter historischen Aspekten. In die-
ser Folge berichten Zeitzeugen von
ihren Erlebnissen in sowjetischer
Kriegsgefangenschaft. SSeeiittee 1188
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Ein „Ausrutscher“ sei es gewesen, mehr nicht
und folglich kein Grund zur Aufregung – so ver-

suchte der amerikanische Botschafter in Berlin die
Äußerungen des US-Verteidigungsministers her-
unterzuspielen. So leicht kann man es sich machen:
Erst ein kräftiger Tritt vor’s Schienbein, dann ein jo-
viales „Sorry, war nicht so gemeint, good old Euro-
pe …“

Aber so leicht sollten wir es diesen Pax-ameri-
cana-Cowboys nicht machen. Wenn es „nicht so
gemeint“ war, warum hat Mister Rumsfeld es
dann so gesagt?

Old Europe, altes Europa – das plappern Ame-
rikaner nicht so einfach daher, ohne sich etwas
dabei zu denken. Mancher denkt sich dabei so-
gar einiges mehr als der Poltergeist aus dem
Pentagon. Old Europe, das drückt in knappen
Worten vielfältige, widersprüchliche Empfin-
dungen und Ansichten aus, von tiefster Bewun-
derung bis zum primitivsten Neid.

Es ist eine immer wieder interessante und ein-
drucksvolle Erfahrung, gegenüber amerikani-
schen Gesprächspartnern von unseren kulturel-
len Schätzen zu schwärmen, von unseren
Altstädten mit den Häusern aus dem 17. Jahr-
hundert, von den deutschen Burgen und fran-
zösischen Schlössern aus dem 14., den gotischen
Kathedralen aus dem 12., den römischen Was-
serleitungen und Arenen aus dem 2. oder gar
den griechischen Tempeln aus dem 5. vorchrist-
lichen Jahrhundert. Oft enden solche Gespräche
in der Sprachlosigkeit des Gegenübers; der klu-
ge Amerikaner schweigt, weil er genau weiß,
daß seine Geschichte, von heute aus betrachtet,
da endet, wo die unsere gerade erst so richtig
anfängt. Der weniger kluge Amerikaner ver-
sucht, die eigene Geschichtslosigkeit mit einfäl-
tiger Gigantomanie zu kompensieren – oder mit
Aggressivität. Letztere Kategorie scheint in der
derzeitigen US-Administration tonangebend zu
sein.

Sollen wir uns nun also wie ein einig Volk von
beleidigten Leberwürsten um unseren friedlie-
benden Kanzler scharen? Nein, das haben wir
nicht nötig, und so viel der Ehre hat dieser Mi-
ster Rumsfeld auch nicht verdient. Jawohl, wir
sind „das alte Europa“, und darauf sind wir
stolz. Wir haben unsere ganz, ganz „alte“ Ge-
schichte, und den Stolz darauf lassen wir uns
auch durch jahrzehntelange Umerziehung nicht

austreiben. Wir sollten aber auch darauf ach-
ten, uns unsere Geschichte nicht abkaufen zu
lassen.

Hat man je vernommen, daß Deutsche
oder Franzosen, die Taschen prall gefüllt mit
Euros, durch die „neue Welt“, jenes merkwürdi-
ge Land der kaum begrenzten Unmöglichkei-
ten, rasen und sich – koste es, was es wolle – kul-
turelle Identität zusammenkaufen? Nein,
bislang waren es stets Amerikaner, die am lieb-
sten mit ihren Dollars gleich das ganze „alte Eu-
ropa“ gekauft, verschifft und in Las Vegas wie-
der aufgebaut hätten. Daß es bislang nur zu
einer kitschigen Kopie von Venedig gelangt hat,
erweckt mehr als nur klammheimliche Schaden-
freude.

Doch sollten wir die Gefahr nicht unterschät-
zen. Wo Geld und Wirtschaftskraft – beides in
Amerika überreichlich vorhanden – nicht zum
Ziel führen und man (noch) nicht zur Waffe grei-
fen will, werden subtilere Waffen eingesetzt,
zum Beispiel die schleichende kulturelle Unter-
wanderung. Man denke nur an die zunehmende
Dominanz eines der klassischen englischen Spra-
che entfernt ähnelnden Kauderwelschs, an den
pseudokulinarischen Vormarsch von McDonald
und Coca Cola, an die totale Anglisierung der
Unterhaltungsbranche, schließlich an die Ameri-
kanisierung der Politik, nicht nur der Wahlkämp-
fe: Die handelnden Personen und Parteien sind
kaum noch unterscheidbar; um zu wissen, wer
welcher Volkspartei angehört, muß man genau-
er auf Frisur oder Krawatte schauen als auf In-
halte und Programme.

Natürlich ist auch nicht alles schlecht, was da
über den „großen Teich“ kommt. Schließlich
sind die Amerikaner nicht „vom Himmel gefal-
len“, sondern größtenteils europäischer Ab-
stammung. 60 Millionen US-Bürger zählen
Deutsche zu ihren Vorfahren, und die junge Ge-
schichte dieses Landes war in wichtigen Phasen
deutlich preußisch geprägt. Und auch wenn
heute die negativen Einflüsse klar dominieren,
so darf man doch nicht vergessen: Zur Hegemo-
nie gehören immer zwei – einer, der am liebsten
die ganze Welt beherrschen will, und der ande-
re, der sich beherrschen läßt und leider allzu oft
auf den erforderlichen (und möglichen) Wider-
stand verzichtet. 

Stolz auf unsere so herrlich alte Geschichte,
gesundes Selbstbewußtsein ohne Überheblich-
keit und Arroganz – das wäre die passende Ant-
wort von uns Europäern, insbesondere uns
Deutschen, auf Bushs Säbelrasseln und Rums-
felds verbale Kraftprotzerei – zumal dahinter
nicht viel mehr steckt als tiefsitzende Minder-
wertigkeitskomplexe gegenüber „good old
Europe“.

Hans-Jürgen Mahlitz:

Minderwertigkeits-
komplexe

In der Nacht zum Montag haben
links-autonome Jugendliche die

Geschäftsstelle des Bundes der Ver-
triebenen (BdV) in Erfurt demoliert.
Dabei wurden Gemälde und Gra-
phiken des bekannten ostpreußi-
schen Künstlers Gerhard Wenden-
horst zerstört. Der Sachschaden an
den ausgestellten Werken beläuft
sicht auf 10.000 Euro. Der Gesamt-
schaden wird auf über 20.000 Euro
geschätzt. 

Gegen 23 Uhr zogen unter Gegrö-
le die alkoholisierte Horde junger
Leute im Alter zwischen 16 und 26
Jahren an dem Büro der Vertriebe-
nenorganisation vorbei und machten
auch Augenzeugen auf sich auf-
merksam. Sie rissen Fahrradständer
aus der Verankerung vor der Ge-
schäftsstelle und warfen Pflasterstei-
ne und Gehwegplatten in die Schau-
fensterscheiben. Daneben wurde
auch die Einrichtung des Büros be-
schädigt. Die Täter konnten jedoch
durch die Polizei unmittelbar nach
der Tat dingfest gemacht werden. Es
sei von einem politischen Hinter-
grund jedoch nicht auszugehen, er-
klärte ein Polizeisprecher aus Erfurt.
Die Jugendlichen seien verhaftet,
aber nach einer Anhörung wieder
auf freiem Fuß gelassen worden.

Kaum wieder gut zu machen ist
der Schaden an den zum Teil gänz-
lich verlorenen Kunstwerken. „Es

ist schmerzhaft, daß sich die Gewalt
der Randalierer heute gegen Kunst
richtet“, sagte Gerhard Wendenhorst
unserer Zeitung. „Es stellt sich hier-
bei die Frage nach der Moral der Po-
litik, die solche Taten motiviert und
zuläßt“, kritisiert der 81jährige Ma-
sure. Zerstört worden sind Darstel-
lungen der masurischen Landschaft.
„Damit wird auf der Seele von uns
Vertriebenen herumgetrampelt. Die
jungen Leute wissen gar nicht, was
sie da tun,“ so Wendenhorst. Auch

die Politik der Regierung sei zuneh-
mend gegen die Vertriebenen ge-
richtet. Städte und Gemeinden täten
wenig, um das Gedächtnis an das
Schicksal der Ostpreußen aufrecht
zu erhalten. Zwar würden Ausstel-
lungen ermöglicht und Gedenkstei-
ne aufgestellt, aber sie vermittelten
gegenwärtig mehr den Eindruck von
Schwanengesang und Grabsteinen.
Finanziellen Schaden hat Gerhard
Wendenhorst kaum zu befürchten.
Die Werke waren versichert. kkppgg

LINKSRUCK IN GRAZ

Bei den Gemeinderatswahlen am
vergangenen Sonntag konnte zwar
die ÖVP mit 36 Prozent vom dritten
auf den ersten Platz vorrücken.
Doch die FPÖ sackte von 27 auf 8
Prozent ab und liegt nun an fünf-
ter(!) Stelle. Die SPÖ hält nach Ver-
lusten bei 26 Prozent, während die
Kommunisten sensationelle 21 Pro-
zent schafften. Die Grünen trösten
sich damit, daß sie mit 8,4 Prozent
nun knapp vor der FPÖ liegen. Der
Erfolg der KPÖ geht primär auf die
Person des Spitzenkandidaten zu-
rück, des bisher einzigen KP-Stadt-
rats in Österreich. Analysen zeigen,
daß jene Protestwähler, die von der
SPÖ zur FPÖ abgewandert waren,
diesmal die KPÖ vorzogen. RRGGKK

MITTEL GESTRICHEN
Zu pauschalen Streichungen für

die Träger der Vertriebenenkultur-
arbeit kommt es seit der Vorlage ih-
rer Neukonzeption im Jahr 2000
durch den damaligen Kulturstaats-
minister Naumann. Standen im Jahr
1998 für die Pflege des Kultur- und
Geschichtserbes der deutschen Hei-
matvertriebenen noch 23 Millionen
Euro zur Verfügung, so wurde die
Summe im Jahr 2002 auf 16,5 Milli-
onen Euro abgesenkt. Für das Haus-
haltsjahr 2003 sind seitens der rot-
grünen Bundesregierung weitere
gravierende Einschnitte in die Kul-
turförderung geplant. Zudem hat
sich die Förderpraxis verschlech-
tert. Die geplanten Mittel können
durch restriktive Bestimmungen
nicht ausgeschöpft werden. EEBB

LINKSAUTONOMER BILDERSTURM
Randalierer zerstörten ostpreußische Kunst in Erfurts BdV-Geschäftsstelle
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DER KAMPF UM

DIE KRONE

Ein Grabenkampf ist entschieden,
wenigstens vorläufig: Die „Kro-

nen-Zeitung“ oder kurz die „Krone“
erhält zwei neue Chefredakteure.
Hinter dieser trivial klingenden
Meldung steckt allerdings einiges an
Brisanz. Denn erstens ist die „Kro-
ne“ Österreichs auflagenstärkste Ta-
geszeitung – mit weltweit einmali-
ger Reichweite von etwa 40 Prozent
in der Bevölkerung. Zweitens mani-
festiert sich damit auch für die Öf-
fentlichkeit, daß Hans Dichand, der
bisher unumschränkt herrschende
Mitbegründer und Hälfteeigentü-
mer des Organs, mit dem anderen
Hälfteeigentümer, der WAZ-Grup-
pe, Probleme hat. Dichand wollte
nämlich seinen Sohn als alleinigen
Chefredakteur installieren, muß nun
aber ein von der WAZ mitbestimm-
tes Tandem akzeptieren.

Die „Krone“ ist ein Machtfaktor in
Österreich, gegen sie geht nichts.
Oder fast nichts. Die markantesten
Beispiele: Die Kampagne gegen die
Inbetriebnahme eines fertigen
Atomkraftwerks, des ersten und ein-
zigen in Österreich, verdankt ihren
Erfolg der „Krone“. Bundeskanzler
Kreisky zog sich damals aus der
Schlinge, indem er die Entschei-
dung einer Volksabstimmung über-
ließ, und die verstaatlichte E-Wirt-
schaft mußte Milliarden-Investitionen
abschreiben. Dichand und Kreisky
begründeten somit das, was man
heute Populismus nennt.

Mit der Anti-Atom-Masche und
vor allem mit der Agitation gegen
das geplante Kraftwerk Hainburg
(Schlagwort „Rettet die Donau-
Auen“) schuf Dichand den Nährbo-
den für die Grünen. Ebenso trug er
zum Aufstieg Haiders bei – nicht in-
dem er Haider unterstützte, sondern
weil er Kernthemen der FPÖ in den
Vordergrund rückte. Und die Volks-
abstimmungen zu EU und Euro wä-
ren ohne die „Krone“ nicht so ein-
deutig ausgegangen.

Eine erste schwere Niederlage er-
litt Dichand vor drei Jahren: Vergeb-
lich trachtete er, eine Fortsetzung
der dezimierten rot-schwarzen Koa-
lition zu erzwingen und die Kanz-
lerschaft von Wolfgang Schüssel zu
verhindern. Einiges deutet darauf
hin, daß er auf „Anregung“ der
WAZ-Gruppe handelte, weil die
SPD der SPÖ unter die Arme grei-
fen wollte. In dieser Zeit zeigten sich
auch Risse im Redaktionsteam: Der
äußerst populäre Richard Nimmer-
richter, der als „Staberl“ über drei
Jahrzehnte lang mit einer täglichen
Kolumne Meinungsbildung betrie-
ben hatte, zog sich in die Pension
zurück. Dichand hatte ihm den Ab-
druck einer Kolumne untersagt, die
den Chef der israelitischen Kultus-
gemeinde aufs Korn genommen hät-
te. Obwohl die Breitseiten gegen
Schüssel vergeblich waren, gelang
es Dichand indirekt, die Regierung
zu Fall zu bringen, indem er zur Ent-
fremdung der Koalitionspartner
ÖVP und FPÖ beitrug, u. a. mit der
Ablehnung von Abfangjägern.

Die WAZ-Gruppe ist Miteigentü-
mer der „Krone“, weil Dichand sich
mit dem zweiten „Krone“-Gründer
Kurt Falk zerstritten hatte, diesen
1987 auskaufte und zur Abdeckung
des dafür nötigen Kredits einen
neuen Partner brauchte. Die Me-
dienlandschaft in Österreich ist
heute durch das fast völlige Ver-
schwinden der Gesinnungspresse,
also der von Parteien und Kirchen
herausgegebenen Zeitungen ge-
kennzeichnet. Die Gleichschaltung
wird durch „strategische Partner“
wie WAZ, Gruner+Jahr, Bertels-
mann oder „Süddeutsche“ verstärkt.
Befremdlich ist dabei vor allem, daß
selbst die von der Raiffeisen-Grup-
pe und vom Styria-Verlag (der im
Prinzip der katholischen Kirche ge-
hört) herausgegebenen Medien eine
zunehmend linke und internationa-
listische Ausrichtung haben. RR..GG..KK..
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DIE MANIPULIERTE DEMOKRATIE
Deutschland wird zunehmend an seinen Bürgern vorbeiregiert und keine Partei gedenkt das zu ändern

Nach dem Grundgesetz sind
wir eine Demokratie. Theo-
retisch ist dies auch unter al-

len politischen Gruppierungen un-
streitig. Praktisch aber hat der
Bürger in unserem Staat immer we-
niger zu sagen, wird er sogar bei
Wahlen immer weniger nach seiner
Meinung gefragt und haben die po-
litischen Eliten längst aufgegeben,
den Willen des Volkes zu erfüllen.
Sie erfüllen dafür ihre eigenen
Machtinteressen und die Interessen
der hinter ihnen stehenden und die
Politik steuernden Machtgruppen
von Großkapital und Gewerkschaf-
ten. Letztere setzen ihren Willen in
der Politik über die beiden gesell-
schaftlichen Gruppen der Arbeit-
nehmerverbände (Gewerkschaften)
und der Verbände der Großwirt-
schaft durch. Sie
steuern die politi-
schen Entschei-
dungen von oben
und bestimmen
auch darüber,

– welche The-
men bei den
Wahlkämpfen ausgeschlossen wer-
den,

– was dem Bürger überhaupt zur
Entscheidung vorgelegt wird,

– was besser ohne den Bürger po-
litisch entschieden wird, um kein
Risiko für das Ergebnis einzugehen,

– mit welchen unwichtigeren
Themen statt dessen die Medien
und die Parteien beschäftigt werden,

– und was mit Hilfe der von den
gleichen Machtgruppen gesteuerten
Medien als „öffentliche Meinung“
gilt, „politisch korrekt“ ist und von
allen sogar bei Androhung von Stra-
fen öffentlich geäußert oder nicht
einmal gedacht werden darf.

Wir sind längst eine manipulierte
Demokratie geworden. Wir werden
letztlich von Großkapital und Ge-
werkschaften und von diesen mit
Hilfe der Medien durch politische
Parteien und Regierungen manipu-
liert, die nicht unsere Interessen zu
vertreten haben, sondern die Inter-
essen ihrer mächtigen Auftraggeber.
Dies läßt sich an vielen Einzelheiten
nachweisen:

1. Entgegen dem vom Grundge-
setz garantierten „ewigen Demokra-
tiegebot“ hat die Kohl-Clique unter
dem Beifall der übrigen Parteien die
Souveränität des Staates und damit
der Bevölkerung in allen wesent-
lichen Dingen nach Brüssel abgege-
ben. Inzwischen werden 80 Prozent
unserer Lebensumstände von Brüs-
sel geregelt. In Brüssel sitzen aber
kein gewählten und vom Volke ab-
hängigen Demokraten, sondern wie
im kommunistischen Rätesystem
Politkommissare und Politräte, die
keinerlei demokratische Legitima-
tion haben, sich auch keinem Parla-
ment gegenüber verantworten müs-
sen und die nicht mal bei
nachgewiesener Korruption entfernt
werden können. Praktisch ist also
unsere nationale Demokratie an ei-

ne supranationale Rätediktatur ab-
gegeben worden, bei der allenfalls
noch die Regierungen in den Mit-
gliedsländern Mitwirkungsrechte
haben.

2. Kanzler Kohl hat zwar die Zu-
stimmung unseres Parlaments zu
dem Abkommen von Edinburgh be-
kommen, wußte aber angeblich
nicht genau, was er da unterschrie-
ben hatte, als er die deutschen Bür-
ger verpflichtete, auf ewig 40 Pro-
zent netto aller EU-Kosten und aller
EU-Subventionen zu zahlen und da-
mit ohne Krieg tributpflichtig für fast
alle Staaten Europas zu werden. Da
dies auch nur einstimmig mit den
Stimmen der elf Nehmerländer än-
derbar wäre, ist es überhaupt nicht
mehr korrigierbar, es sei denn, man

stellt die ganze
EU in Frage. Hät-
ten die deutschen
Bürger darüber
abstimmen dür-
fen und hätten die
Politiker die Bür-
ger über diese nur
für Deutschland

belastendsten Zahlungsfolgen infor-
miert, wäre eine so einseitige Zah-
lungsunterwerfung demokratisch
nie durchsetzbar gewesen.

3. Das internationale Großkapital
will Globalisierung, internationale
Freiheit und Ende der Währungsrisi-
ken. Zu diesem Zweck wurde als
Zwischenschritt zur Weltwährung
die Europawährung vom europäi-
schen Großkapital vorgegeben und
der Euro gefordert. Dieser ist tat-
sächlich für die Exporte in Europa
vor allem für Banken und Versiche-
rungen eine bedeutende Risikoent-
lastung, dazu für die inflationsge-
plagten europäischen Schwach-
länder vor allem des Mittelmeerrau-
mes auch ein großer Stabilitätsvor-
teil. Weil aber die Eurobank nicht
wirklich unabhängig ist, sondern die
einzelnen Nationen ihre Finanzpoli-
tik und damit auch ihre Inflationsbe-
dürfnisse selbst weiter regeln dür-
fen, kann sich jeder Bürgermeister
auf Sizilien statt mit weichen Lira
nun mit zumindest anfangs noch
harten Euro bedienen, bis alle dieses
Spiel so übertreiben, daß die wach-
sende Euro-Geldmenge auch zu
wachsender Euro-Inflation wird.

In allen anderen Ländern wurde
darüber von den Bürgern abge-
stimmt und vor den Abstimmungen
über die Einführung des Euro dar-
auf hingewiesen, daß der Euro zwar
ein Nachteil vor allem für die Deut-
schen, aber ein Vorteil für die
Weichwährungsländer sei. Le Mon-
de verkündete stolz: „Der Euro ist
Versailles ohne Krieg“.

Wären die Deutschen über diese
Eurorisiken aufgeklärt worden und
hätten sie darüber abstimmen dür-
fen, hätte es in Deutschland bis heu-
te noch keine Mehrheit der Bürger
und Wähler für diese weiche Euro-
währung gegeben. Auf die Frage, wa-
rum die Deutschen als einzige Na-
tion hierüber nicht hätten
abstimmen dürfen, antwortete Kohl
im Fernsehen frech: „Wo kommen

wir hin, wenn die Bevölkerung über
so wichtige Dinge selbst entscheiden
soll?“ Nur durch undemokratische
Manipulation konnte der Währungs-
wunsch von Banken und Konzernen
durch die Politik erfüllt werden.

4. Banken, Versicherungen und
Exportgroßwirtschaft wollen in die
Märkte Osteuropas wachsen. Dies
würde erleichtert, wenn eine Oster-
weiterung der EU die dafür notwen-
digen wirtschaftlichen und recht-
l i chen Rahmenbed ingungen
schaffen würde. Folglich hat das
Großkapital die „Osterweiterung
der EU“ als angebliches Ziel aller
Demokraten ausgegeben, obwohl
darüber niemand befragt worden
ist. Tatsächlich wird insbesondere
Deutschland von einer Osterweite-
rung der EU erhebliche Nachteile
haben:

– Die Kosten der EU werden sich
durch die Osterweiterung nach wis-
senschaftlichen Prognosen mehr als
verdoppeln. Da die Deutschen im-
mer etwa 40 Prozent netto zu zahlen
haben, werden wir wieder die
Hauptlast dieser Mehrkosten zu tra-
gen haben. Dies führt zwangsläufig
zu Mehrkosten und Steuererhöhun-
gen für die deutsche Bevölkerung,
mit denen diese sicher demokra-
tisch nicht einverstanden wäre.

– Durch Freizügigkeit mit Osteu-
ropa wird eine neue Völkerwande-
rung vor allem nach Deutschland
einsetzen, weil das Sozialeinkom-
men hier höher als das Arbeitsein-
kommen in Osteuropa ist. Die wis-
senschaftlichen Institute rechnen
mit etwa einer Million jährlichen
Zuwanderern nach Deutschland mit
allen Folgen für unser Sozialsystem,
für den Arbeitsmarkt und für die
Gesellschaft. Auf Druck der Ge-
werkschaft hat deshalb zwar der
Kanzler eine siebenjährige Über-
gangsfrist nur für diese Freizügigkeit
verlangt, weil er die Reaktion der
Wähler fürchtet.

– Ein größerer Nachteil als durch
die Zuwanderung
entsteht aber
durch das Zu-
sammenprallen
des Höchstlohn-
landes der Welt –
Deutschland – mit
Niedriglohnlän-
dern, die statt 30
bis 40 Euro Bruttostundenlohn nur
drei bis fünf Euro haben. Sobald die
Produktionen und Dienstleistungen
mit solchen Lohnunterschieden zu-
sammenprallen, sind Hochlohnbe-
triebe nicht mehr konkurrenzfähig.
Die Mittelstandsökonomie rechnet
deshalb mit mehr als 200.000 Be-
triebsschließungen in Ostdeutsch-
land entlang einer 100-Kilometer-
Grenze, weil die polnische und
tschechische Konkurrenz praktisch
halb so teuer liefern kann. Dies wird
mehr als eine Million Arbeitslose in
den neuen Bundesländern bringen.

Dem unbestreitbaren Osterweite-
rungsvorteil der Konzerne stehen
also ebenso unbestreitbare Exi-
stenzvernichtungen im Mittelstand

gegenüber. Von dem Vorteil der
Konzerne hat der Staat, der Arbeits-
markt und die Gesellschaft nichts.
Die Nachteile des Mittelstandes
werden aber von allen mitgetragen
werden müssen. Da die Autoren der
Osterweiterung diese Diskussion
fürchten, haben sie zu einer Oster-
weiterungskampagne aufgerufen
und sogar die EU zur Finanzierung
dieser Kampagne eingespannt. Un-
sere Parteien haben sich sogar ver-
pflichtet, dieses Thema im Wahl-
kampf nicht zu diskutieren, um den
Wähler unaufgeklärt und ruhig zu
halten. Wenn in einer angeblichen
Demokratie so grundsätzliche Ver-
änderungen nicht mit dem Wähler
diskutiert werden dürfen, steht es
schlecht um den Willen und die
Interessen der Bevölkerung.

5. Die Großindustrie wünscht für
ihre Massenprodukte immer größe-
re Käufermassen mit allseitigen Be-
dürfnissen und Zusatzangebot an
Arbeitskräften. Und die Sozialfunk-
tionäre wollen Betreuungspotential.
Diesen Hintergrund haben die Asyl-

probleme. Je
mehr Asylanten,
desto mehr Be-
treuungsfunktio-
näre. Kohl wußte,
daß die Mehrheit
der Bevölkerung
und Wähler mit
dieser Entwick-

lung nicht einverstanden war. Das
Thema wurde deshalb kurz zum Ta-
bu erklärt. Wer immer dies Thema
auch nur – selbst wissenschaftlich –
anrührte, wurde als „fremdenfeind-
lich, rassistisch, antisemitisch,
rechtsradikal“ diffamiert. Was den
herrschenden Interessen wider-
spricht, wird in der manipulierten
Demokratie nicht diskutiert, son-
dern tabuisiert.

6. Schröder ist nicht an die Macht
gekommen, weil die Wähler etwa
wieder Sozialismus wollten, sie
wollten nur den wähler- und demo-
kratiefeindlichen Kohl loswerden.
Hinter der neuen Regierung stehen
nicht einmal 30 Prozent der Bevöl-
kerung. Aber Schröder hat von Kohl

gelernt: Er erklärt kurzerhand alles
rechts von der eigenen Partei als
rechtsradikal. Seitdem hat ein „an-
ständiger Deutscher“ hinter der lin-
ken Regierung zu stehen. Selbst
CDU und FDP machen diese Kam-
pagne mit. In Schulen, Behörden
und nach dem neuen Betriebsver-
fassungsgesetz sogar in den Betrie-
ben muß nun alles „Rechtsradika-
lismus“ bekämpfen, womit
inzwischen jede Kritik an der bür-
gerfeindlichen Politik der Regierung
gemeint ist. Sinn dieser Kampagne
ist nicht die Bekämpfung der nicht
einmal ein Promille der Wähler aus-
machenden wirklichen Rechtsradi-
kalen, sondern den überall geschei-
terten und von der Mehrheit der
Bevölkerung nicht mehr gewünsch-
ten Sozialismus mehrheitlich wie-
der gesellschaftsfähig zu machen.
Dabei klatschen CDU/FDP auch
noch Beifall, weil sie nicht erkannt
haben, daß die Kampagne letztlich
ihnen gilt. Wie früher im Osten ent-
scheidet also wieder einmal nicht
die Stimme des Volkes, sondern
schaffen sich die Herrschenden ihre
Mehrheiten selbst.

7. Es gäbe noch weitere Punkte, in
denen nicht der Wunsch der Bevöl-
kerung und deren Wohlergehen die
Politik bestimmen, sondern die Be-
völkerung von den herrschenden
Cliquen der Großwirtschaft, Ge-
werkschaft und Politik manipuliert,
dirigiert und ausgebeutet wird.
Trotzdem wundern sich diese herr-
schenden Cliquen, daß nur noch
Minderheiten der Bürger zur Wahl
gehen. Die Bürger haben nämlich
längst erkannt, daß ihre Wahlstimme
ohnehin nichts mehr zählt, nicht
mehr die Ergebnisse der Politik be-
einflussen kann. Für den bürger-
lichen Mittelstand ist es gleich
schädlich, ob an der Spitze der euro-
paselige „Kumpel der Konzerne“
oder der schauspielerische „Genos-
se der Bosse“ steht. Nach dem
Willen der Bürger geht es eh nicht.
Sie haben den Mund zu halten und
zu zahlen. Auch die Parteien sind

Stolz und selbstzufrieden sehen sich
die Deutschen als eine gefestigte De-
mokratie. Hier bestimmt der Bürger
den Weg seines Landes mit, indem er
seine Volksvertreter wählt, die dann in
seinem Sinne das Land regieren. Be-
trachtet man das Geschehen in unse-
rem Lande jedoch genauer, so zeigen

sich eine Menge Themen, bei denen
die Meinungen und Ansichten der
Bürger nicht gefragt sind. Immer selte-
ner richten sich die Regierenden nach
den Wünschen ihrer Wähler. Es sind
ganz andere Gruppen, die den Par-
teien die Richtung angeben, und in de-
ren Sinne das Volk übergangen wird.

Von Eberhard HAMER

„Stimmvieh am Trog“: Kaum hat der Wähler seine Votum abge-
geben, hat er im Auge der meisten Politiker seine Schuldigkeit ge-
tan. Nun können die Regierenden für vier Jahre ungehindert nach
ihrem eigenen Gutdünken das Land lenken. Foto: vario-press

Fortsetzung auf Seite 4

GEWERKSCHAFTEN UND

GROSSKAPITAL HABEN DEN

GRÖSSTEN EINFLUSS

EU-OSTERWEITERUNG IST

NICHT IM INTERESSE DES

DEUTSCHEN STEUERZAHLERS
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I n Folge des Terroranschlags
vom Oktober vergangenen Jah-
res auf das Musicaltheater

Nord-Ost in Moskau hatten die An-
gehörigen von 61 Opfern bei dem
in der russischen Hauptstadt gele-
genen „Twersker“ Gericht Klage ge-
gen die Stadt erhoben mit der un-
gewöhnlich hohen Forderung von
einer Million Euro Entschädigung
für jedes Opfer. Ein solcher Prozeß
mit derart vielen Klägern und For-
derungen in Millionenhöhe ist in
der Geschichte Rußlands einmalig
und hätte nach Einschätzung der
Medien zum Präzedenzfall werden
können. 

Doch hat das Gericht am vorletz-
ten Donnerstag sämtliche zur Ver-
handlung anstehenden Klagen ab-
gewiesen. Obwohl nach dem
russischen „Gesetz zur Terrorbe-
kämpfung“ die Behörden eines Or-
tes, an dem ein Terroranschlag
verübt wurde, zu Entschädigungs-
leistungen verpflichtet sind, hat die
Stadt Moskau bislang für jedes Op-
fer lediglich 100.000 Rubel – das
entspricht nicht einmal 3.000 Euro
– gezahlt sowie eine kostenlose
medizinische Versorgung mit Me-
dikamenten und ärztlichen Be-
handlungen für die Überlebenden
und Angehörigen angeboten. Dar-
über hinausgehende  Entschädi-
gungen hatte die Stadt mit der Be-
gründung abgewiesen, daß sie den
Terroranschlag nicht zu verantwor-
ten habe. Schadensersatzpflichtig
seien die verantwortlichen Hinter-
männer der Terroristen, doch diese
konnten bislang nicht ermittelt
werden. Besondere Bemühungen
um Ermittlungserfolge sind auch
nicht erkennbar. Drei willkürlich
inhaftierte Tschetschenen mußten
wieder freigelassen werden, weil
ihnen eine Teilnahme an dem An-

schlag nicht nachgewiesen werden
konnte.

Ex-Justizminister Pawel Kra-
schennikow kommentierte in einem
Interview mit der Zeitung „Wremja
Nowostej“ die ablehnende Haltung
Moskaus gegenüber den Forderun-
gen der Kläger mit der Bestätigung,
daß es sich beim „Gesetz zur Terror-
bekämpfung“ um ein Grundrecht
handele, das klare Aussagen darü-
ber treffe, daß eine Region, in der
Terroranschläge stattfinden, Ent-

schädigung zu zahlen habe. Wenn
die Stadt Moskau dies als „unrich-
tig“ oder „ungerecht“ empfände,
müsse sie selbst das Verfassungsge-
richt anrufen. Seiner Einschätzung
nach gehe es aber in erster Linie gar
nicht um die Rechtmäßigkeit der
Forderungen, sondern um die Frage,
aus welchem „Topf“ die Entschädi-
gungsleistungen gezahlt werden
könnten. Kraschennikows Meinung
nach müßten diese laut Gesetz in er-
ster Linie aus dem Stadtbudget ge-
zahlt werden, und erst danach aus
dem persönlichen Vermögen des
Verantwortlichen. 

Dies hört sich in der Theorie ja
ganz einfach an, doch Moskau will
sich daran nicht halten, sondern ar-
gumentiert, daß die Verantwort-
lichen erst ermittelt werden müß-
ten, was die Staatsanwaltschaft
bisher zu verhindern gewußt hat.

Die Kläger wollen sich nach Mel-
dungen der Zeitung „Argumenty i
Fakti“ die Ablehnung nicht gefallen

lassen und beabsichtigen, die nächst
höhere Instanz anzurufen, bei der
sie dann auch Beschwerde über die
Vorgehensweise des Gerichts führen
wollen.

Der Hauptanwalt der Kläger, Igor
Trunow, stellte zu Beginn des Pro-
zesses einen Befangenheitsantrag
gegen die vorsitzende Richterin und
forderte, den Prozeß in eine andere
Stadt zu verlegen, da das Gericht ei-
ner Stadt, gegen die sich die Klage
richte, nicht objektiv urteilen könne. 

Des weiteren hatte Trunow mitge-
teilt, über eine Videokassette mit
Aufnahmen zu verfügen, die von
den Terroristen bei der Erstürmung
des Theaters mit der Kamera einer
Geisel aufgenommen wurden; diese
wollte der Anwalt vorlegen, falls es
zu einem Beweisaufnahmeverfahren
durch das Gericht  kommen sollte,
was dieses aber stets abgelehnt hat-
te. Daraufhin ließ die Moskauer
Staatsanwaltschaft sich einen Trick
einfallen: Sie lud den Rechtsanwalt
kurzerhand als Zeugen vor. Das Ge-
richt verlangte bei der Befragung
von Trunow, das Videoband heraus-
zugeben, Angaben über den Inhalt
zu machen, mitzuteilen, von wem
und unter welchen Umständen er
die Aufnahmen erhalten habe, so-
wie sich dazu bereit zu erklären, sie
den Sicherheitsorganen zu überlas-
sen. Der Opferanwalt gab jedoch le-
diglich bekannt, daß er das Band
von einem Kläger erhalten habe und
lehnte es ab, weitere Auskünfte zu
erteilen. Er werte, so sein Vorwurf,
die Befragung als Versuch, ihn als
Anwalt „kaltzustellen“. Nach russi-
schem Recht hätte er nämlich die
Kläger im Prozeß nicht mehr vertre-
ten können, wenn er vorher als Zeu-
ge in derselben Sache ausgesagt hät-
te. �

deshalb schon lange nicht mehr
durch Idealisten bestimmt, sondern
durch Postenjäger, welche sich
stromlinienförmig nach oben emp-
fehlen, um an die begehrten öffent-
lichen Futtertröge zu kommen, das
erklärt auch, weshalb die jeweiligen
Parteivorsitzenden keine echte
innerparteiliche Kritik oder Korrek-
tur haben. Und das erklärt auch,
weshalb jede Regierungsmehrheit
an Mehrausgaben zur Erhaltung der
eigenen Wählermehrheiten interes-
siert ist, nur die jeweilige Opposition
der wachsenden Steuerlast und Aus-
beutung der Bürger widerspricht.
An mehr Gesetzen, mehr Verwal-
tung und mehr Bürokratie sind aller-
dings alle angeblich demokratischen
Politiker interessiert, weil sie ihre
Herrschaft gegenüber den Be-
herrschten damit absichern kön-
nen.

Wir hatten bei der Wiedervereini-
gung die große Chance, entspre-
chend dem Auftrag des Grundgeset-
zes eine neue Verfassung für
Deutschland und einen neuen De-
mokratieschub zu schaffen. Die Bür-
ger im Osten hatten gerade darauf
gewartet, denn sie wollten ja aus der
Herrschaft der Funktionäre zur ech-
ten Mitbestimmung der Bürger kom-
men. Aber auch deren Erwartungen
sind enttäuscht. Sie sehen zumeist
wieder Funktionäre um sich und
über sich. Sie spüren, daß sie selbst
als Bürger wenig zu beeinflussen
und noch weniger zu sagen haben.
Die schleichende Erosion demokra-
tischer Bürgerrechte und Mitwir-
kung hat sich vom Westen nach
Osten verstärkt und in den neuen
Bundesländern eher noch größere
Enttäuschung als in den alten entste-
hen lassen.

Es wird Zeit, daß wir diese Defizi-
te erkennen, daß wir mehr echte
Mitbestimmung wieder zurück auf
die Bürger verlagern, wieder mehr
Demokratie wagen und den Politi-
kern wieder klarmachen, daß sie un-
sere Diener, nicht unsere Herrscher
sein sollen.

Eine solche Demokratisierungsre-
form wird von einer ganzen Reihe
von Gruppen in West- und Ost-
deutschland längst angemahnt, ist
aber in den verkrusteten Parteien
nicht durchsetzbar. In Österreich,
Italien, Belgien und Frankreich ha-
ben sich deshalb neue Parteien ge-
bildet, die – zumindest anfangs –
wieder bürgernäher und bürger-
orientierter sind.

Auch in Deutschland wird es Zeit,
daß wieder Demokratie von unten
nach oben entsteht, daß die Herr-
schaft von oben nach unten von
Großkapital und Gewerkschaften
über ihre jeweiligen ihnen hörigen
Parteihierarchien beendet und gegen
diese Herrschaftsstrukturen wieder
neu Demokratie gewagt wird.

Noch sind aber neue Parteien, die
dies ernsthaft wollten oder könnten,
nicht in Sicht. Offenbar sind wir
Deutschen doch obrigkeitshöriger
als andere Bevölkerungen in ande-
ren Ländern oder muß erst eine Kri-
se – vielleicht Wirtschaftskrise – das
wirtschaftliche Herrschaftssystem
über die Politik erschüttern und den
Weg zu neuer, echterer Demokratie
für Deutschland freimachen? Aber
auch dazu brauchten wir wohl  neue
Parteien, die von der Korruption
und Finanzabhängigkeit von Groß-
kapital und Gewerkschaften frei
sind und wieder den Willen des
Bürgers statt den des Großkapitals
und der Gewerkschaften verwirk-
lichen wollen. Eine Krise würde
auch solchen demokratischeren
Parteien zum Durchbruch helfen
können. �

Fortsetzung von Seite 3

ECHTE MITBESTIMMUNG

DER BÜRGER IST GEFRAGT

RECHTSPRECHUNG AUF RUSSISCH
Wie Moskaus Justiz Bürgerrechte unterläuft / Von M. ROSENTHAL-KAPPI

„Dieser Zug ist abgefahren“ hieß
es einhellig am Stammtisch im
Deutschen Haus, als es nach einer
Reihe von Peinlichkeiten mit Gregor
Gysi und Lothar Späth zu Ende war.
Nach dem Motto: „noch ne Talk-
show“ hatte der Stammtisch 45 Mi-
nuten lang die Herumlaberei von
vier in die Jahre gekommenen Poli-
tikern über sich ergehen lassen.

Vom Mitteldeutschen Rundfunk
(MDR) war die Lounge des Leipzi-
ger Hauptbahnhofs zu einem Warte-
saal gemacht worden: Das Publikum
wartete und wartete vergebens auf
den zündenden Funken,  der eine
interessante Diskussion hätte entfa-
chen können, zum Beispiel mit ein
paar Fragen an Gysi selbst über sei-
ne diversen „Persönlichkeitsverän-
derungen“ während des langen
Marsches von seinen Bemühungen
zur Verhinderung der deutschen
Wiedervereinigung bis in den Sessel
des Talkmasters.

Zu Gast bei „Gysi und Späth“, wie
die dickflüssige Diskussionsrunde
im Programm heißt, waren bei der
mißlungenen Premiere Manfred
Stolpe (SPD) und Norbert Blüm
(CDU). Auf die sonst beim MDR üb-
liche Stasi-Überprüfung hatte der
Sender bei Gysi verzichtet – was be-
greiflichen Protest von Bürgerrecht-
lern hervorrief und den aller politi-
scher Ämter ledigen Medienliebling
sichtbar verunsichert hatte.

So blieb der von den Medien seit
Jahren herumgereichte Gysi unge-
wohnt artig, wenn er den Bundes-
verkehrsminister ansprach: „Herr
Stolpe, darf ich Ihnen eine Frage
stellen?“ Der Stammtisch aber fragte
sich, wie sich Blüm und Späth wohl
in dieser Gesellschaft fühlten, die
sie mit ihrer Zusage erst ermöglicht
hatten. 

Daß es auch anders geht, bewies
der Hamburger Innensenator Ro-
nald Schill, der unlängst seine Teil-
nahme am Neujahrsempfang in
Blankenese, dem traditionellen
„Klönschnack“, absagte, als er er-
fuhr, daß dort auch Gysi auftreten
werde. „Der hat mit seiner Organi-
sation so vielen Menschen so viel
Leid zugefügt“, erklärte Schill. Der
Stammtisch meinte dazu: „Respekt,
Respekt, Herr Senator.“

Michels Stammtisch:

Je späther 
der Abend…

Eigentlich wollte man Zuversicht
verbreiten, Impulse sollten vom

globalen Dorf in den Graubündner
Bergen ausgehen. Eine Umfrage der
weltweit tätigen Prüfungs- und Be-
ratungsgesellschaft Price Waterhou-
se Coopers hatte vorsichtigen Opti-
mismus für das kommende
Geschäftsjahr unter rund tausend
Managern ausgemacht. In Davos
wurde die Umfrage vorgestellt, aber
von Zuversicht war nichts zu spü-
ren. Dabei hieß das Thema in die-
sem Jahr „Building Trust – Vertrau-
en schaffen“.

Vertrauen in was, in wen? Diese
Fragen blieben offen. Die rund
1.000 Teilnehmer der globalen Ma-
nager-Aristokratie und ihre politi-
schen Gesprächspartner hatten na-
türlich viel Stoff für Diskussionen,

nicht zuletzt die Kriegsgefahr im
Mittleren Orient. Aber sie hatten
keinen Maßstab für die Orientie-
rung in dieser Krisenzeit. Man be-
faßt sich seit einigen Jahren schon
mit Themen, die etwas menscheln.
Die großen Firmenzusammenbrü-
che durch Betrug und Bilanzfäl-
schungen haben auch dem Markt-
System und ihren Repräsentanten,
den Managern, viel Vertrauen geko-
stet. Shareholder-value ist zum
Schimpfwort geworden, die ideolo-
gischen Kräfte, die nach dem Zu-
sammenbruch des Kommunismus
eingeschlafen waren, erwachen
wieder. Das Weltsozialforum in Por-
to Alegre bildet die Alternativ-Ver-
anstaltung zu Davos. Es ist in der
Tat höchste Zeit, das menschliche
Antlitz der Marktwirtschaft zu ent-
decken und der Welt vorzustellen. 

Aber wo ist es? In Davos sucht
man es vergebens. Auch in den Sta-
tements von Porto Alegre offenba-
ren sich überwiegend ideologische
Vorbehalte, bis hin zum Haß auf den
homo davosiensis. Mit solchen Krä-
merseelen ist kein Staat zu machen.
Der Ansatzpunkt für eine mensch-
lich orientierte Neuordnung oder
Reform der Marktwirtschaft ist die
Arbeit in ihren beiden Komponen-
ten, der objektiven und der subjek-
tiven. Denn über die Arbeit findet
der Mensch seine Identität im sozi-
alen Raum. Nur: Das Menscheln al-
lein genügt nicht. Wer sich mit sol-
chen Dimensionen befassen will,
braucht ein bestimmtes Menschen-
bild, am besten vom Menschen als
Person und nicht nur als Funktions-
träger. Das ist für eine globale Ver-
anstaltung schon ein Wagnis.

Die Ratlosigkeit der Davosianer
rührt aber auch daher, daß die Politik
als gestaltende Kraft heute offen-
sichtlich überfordert ist. Die Binde-
und Orientierungskraft von Gesell-
schaftsmodellen hat nachgelassen, ja
sie ist geschwunden. In der unüber-
sichtlichen Vielfalt gesellschaftlicher
Organisationsformen liegt aber auch
eine Chance. Die Wirtschaft, das
heißt die Unternehmer, sollten sich
mit jener Institution beschäftigen,
die noch immer und hoffentlich auch
weiterhin das Fundament jeder Ge-
sellschaft ist, die Familie. Wir brau-
chen eine neue Partnerschaft zwi-
schen Wirtschaft und Familie. Das
wäre mal ein Thema für Davos. Aber
dafür ist die Veranstaltung politisch
zu korrekt, haben die Teilnehmer zu
wenig Sensus für die Nöte der Ge-
sellschaft. Es fehlt die Anbindung an
die Wirklichkeit im Tal. Deshalb wer-
den die Entscheidungsfinder auch
ratlos und trotz der global gefaßten
Kontaktbörse unter sich bleiben. Die-
se Partnerschaft ist vor allem ein
Thema für den Mittelstand. Hier im
Tal der Wirklichkeit findet die Begeg-
nung statt, die Zukunftsperspektiven
eröffnet, nicht oben in den Bergen
von Davos. �

Ein Anschlag und seine rechtliche Aufarbeitung: Anwalt Igor Trunows (rechts) Forderung nach einer Entschädigung
für die Opfer der Geiselnahme im Musicaltheater Nord-Ost wird von Moskau zurückgewiesen. Foto: dpa, Lenta.ru
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Gedanken zur Zeit:

RATLOS IN DAVOS
Von Jürgen LIMINSKI
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Frankreich und Deutschland
walzern über die Tanzfläche,
während Britannien Trost

sucht in den muskulösen Armen
Amerikas.“ In blumigen Worten
brachte der bekannte britische Pu-
blizist Timothy Garton Ash Eng-
lands Unbehagen über die neuer-
wärmte Herzlichkeit zum Ausdruck,
die Berlin und Paris zum 40. Jahres-
tag des Elysée-Vertrages über-
schwenglich zur Schau trugen: „Bri-
tannien hält dem glücklichen Paar
süßliche Gratulationsreden, obwohl
es viel lieber den Bräutigam gestoh-
len hätte“, so das selbstironische
Eingeständnis des Engländers.

Wo passen wir da noch hinein? –
lautet die nervöse Frage jenseits des
Kanals angesichts der Umarmungen
unter den ehemaligen Erbfeinden.
Der Preis für die Treue zu den USA
ist offenbar die Isolation in Europa,
dämmert den irritierten Insulanern.

Dabei sah für London doch vor
kurzem alles noch ganz prächtig
aus: Deutschlands Schröder hatte
sich Tony Blair zum leuchtenden
Vorbild erkoren
und konnte mit
den Franzosen
(im krassen
Unterschied zu
seinen Vorgän-
gern Kohl und
Schmidt) nichts
Rechtes anfangen.
Die darüber verschnupften Franzo-
sen revanchierten sich prompt
durch eine neue „Sicherheitspart-
nerschaft“ mit den Briten. 

Nach der deutschen Einheit wa-
ren ohnehin beide westeuropäi-
schen Mittelmächte zunächst in la-
tente Angstzustände verfallen ob
ihrer geschrumpften Dimension
gegenüber dem „neuen“ Nachbarn.
Nach dem Abflauen der Erregung
schien England Ende der 90er Jahre
unversehens in die komfortable Rol-
le einer Diva hineingewachsen zu
sein, um deren Gunst beide ent-
fremdeten Partner auf dem Konti-
nent zu werben trachteten. Selbst
die Euro-Einführung ohne die Bri-
ten änderte daran nichts.

Dann kam die Irak-Krise. Vor die
Wahl gestellt, eine gemeinsame Li-
nie mit Berlin und Paris zu finden
oder Washington zu folgen, versuch-
te Tony Blair zunächst doppelt zu
spielen, als transatlantischer Ver-
mittler getarnt. Die Maskerade flog
bald auf und die Fronten begannen
sich zu klären.

Als sich im Sommer 2002 Kanzler
Schröder mit seiner jähen Attacke
auf Washington diplomatisch verga-
loppierte, schlug Chiracs große
Stunde. Geschickt lavierend ließ Pa-
ris Deutsche und Amerikaner auf
einander eindreschen, bis den Deut-
schen schon kurz nach den Bundes-
tagswahlen die Puste ausging. Je tie-
fer Berlin in hausgemachten
Ungereimtheiten versackte, desto
peinlicher wurden die Szenen. Wir
erinnern uns Verteidigungsminister
Struck, wie er auf dem Warschauer
Nato-Gipfel im Herbst 2002 hinter
seinem US-Kollegen Rumsfeld her-
schwänzelte, um sich am Ende mit
einer Art Domestiken-Audienz im
Schatten einer Säule abspeisen zu
lassen. Die in Schröders Rhetorik
eingewickelten Deutschen vermerk-
ten übel, wie – nach der Auftrump-
ferei von August und September –
jedes nicht ganz so gemeine Wort
aus Washington in Berlin wie Honig
aufgesogen wurde. So konnte es
nicht weitergehen: Schröders Zick-
zack-Kurs kostete Deutschland nicht
bloß seine Glaubwürdigkeit, er war
abstoßend würdelos.

Das war die lang ersehnte Chance
der Franzosen. Die Deutschen

brauchten sie jetzt als Freund und
Fürsprecher. Der 40. Jahrestag des
Elysée-Vertrages war die glänzende
Gelegenheit für Paris, als eben sol-
cher auf den Plan zu treten und sei-
nen Fuß ins Brandenburger Tor zu
stellen: Voilà, da sind wir wieder!
Und wie in den guten alten Zeiten
sind es (vordergründig) die Deut-
schen, die den politisch schwäche-
ren Part in dem Tandem abgeben,
während Paris führt – Schröders
Konzept- und (wahltaktischer)
Skrupellosigkeit sei Dank.

England spielt in der neuen Zwei-
samkeit nicht nur keine Rolle. Es ist
schlimmer – viele in London haben
den schmerzlichen Eindruck: Wäh-
rend Berlin und Paris voller Stolz ei-
ne eigene Linie verfolgen, liegt Bri-
tannien wie ein Dackel an der Leine
der USA. Die sogenannten Konsul-
tationen, mit denen Bush Tony Blair
bedenkt, sind kaum mehr als hohle
Fototermine. Entschieden wird ohne
England, nur marschieren dürfen
die Briten. Dafür ist die Entfrem-
dung von Europa ein hoher Preis.
Die Hoffnungen der Briten können

sich zur Zeit nur
auf die Zukunft
richten: Die der-
zeit günstige
außenpolitische
Position Frank-
reichs hat nichts
an den Realitäten
von 1990 ff. geän-

dert. Deutschland bleibt der poten-
tere Partner. Zurück aus den zwei-
ten Flitterwochen mit den
Deutschen dürften die Franzosen
dies bald bemerken, die alte Riva-
lität mit Berlin könnte zum Nutzen
Londons wieder erwachen.

Doch das kann noch dauern. Die-
ser Tage wird Londons Position
durch die grobschlächtigen Drohun-

gen und Beschimpfungen Washing-
tons gegen Berlin und Paris noch
verschlechtert, sie binden beide eu-
ropäischen Kontinentalmächte nur
noch fester aneinander und schlie-
ßen England umso fester aus. Die
abenteuerlichen Phantasien eines
Donald Rumsfeld, der nun mit der
Ukraine oder wem auch immer
Deutsche und Franzosen in die Zan-
ge nehmen will, lösten an der
Themse nur betretenes Schweigen
aus. So etwas Dummes hatten selbst
US-kritische Stimmen in England
bislang kaum für möglich gehalten.
Als Blaupause für eine künftige bri-
tische Europapolitik scheidet Rums-
felds giftiger Ausfall sowieso aus. Ti-
mothy Garton Ash treiben denn
auch andere Visionen um. Mit Polen
käme neben Italien und Spanien ei-
ne weitere, mittelgroße Nation in
die EU, dazu etliche kleine. Diese
betrachteten mit Argwohn ein
deutsch-französisches Dominanz-
streben. Hier könnte sich England
als dritter im Bunde der Großen an-
bieten. Schließlich nähme das spezi-
fische Gewicht der deutsch-franzö-
sischen Achse in einer größeren EU
logischerweise ab, das Tandem wäre
allein nicht mehr in der Lage, dem
Rest der Union wie in der Vergan-
genheit die Richtung vorzugeben, so
der Publizist.

Das ist fein ausgedacht, es hat nur
einen Webfehler: Englands tragi-
schen Hang, sich im Ernstfall letzt-
lich für Amerika und gegen Berlin-
Paris zu entscheiden, wird es auch
in der Zukunft immer wieder in ei-
ne Außenseiterposition bugsieren.
Es sei denn, die gallisch-germani-
sche Zweckehe fliegt tatsächlich
auseinander. Das wäre dann aller-
dings sehr wahrscheinlich auch das
Ende der EU – und womöglich das
Fanal der nächsten europäischen
Tragödie. �

Nach einem Bericht der führen-
den französischen Wirtschafts-

zeitung „Les Echos“ wäre es mög-
lich, daß der deutsch-französische
Entwurf für eine Reform der euro-
päischen Institutionen ohne große
Änderungen vom EU-Konvent ange-
nommen werden könnte. Dieser
Entwurf wurde kurz vor den Feier-
lichkeiten zum Anlaß des vierzig-
sten Jahrestages des Elysée-Vertra-
ges von Bundeskanzler Schröder
und Frankreichs Staatschef Chirac
unterbreitet, die zu einem informel-
len Treffen in Paris zusammenge-
kommen waren. 

Die Reaktionen der britischen
und spanischen Zeitungen zu die-
sem gemeinsamen Vorhaben waren
äußerst günstig ausgefallen, viel-
leicht, weil die Staatlichkeit der Na-
tionen im Rahmen des europäi-
schen Zusammenwachsens bewahrt
blieben. In amtlichen französischen
Kreisen heißt es, der deutsch-fran-

zösische Reformentwurf würde den
dreieckigen Charakter der EU-Insti-
tutionen aufrechterhalten: Kommis-
sion – Ministerrat – Parlament. Der
Kommissionspräsident sollte zu-
künftig vom Europaparlament ge-
wählt werden, während der Mini-
sterrat von einem für zwei Jahre
gewählten Vorsitzenden geleitet
würde. Verhandlungen sind diesbe-
züglich nicht auszuschließen, ob-
wohl es allgemein erwartet wird,
daß die Schaffung der Stelle eines
echten EU-Außenministers von den
zukünftigen fünfundzwanzig EU-
Mitgliedern ohne Probleme akzep-
tiert werde.

Im Ministerrat mit 25 Mitglieds-
ländern werden Deutschland und
Frankreich je über 29 Stimmrechte
verfügen, also gemeinsam über 58
gegen 263 für die dreiundzwanzig
übrigen EU-Mitglieder. Es wird 321
Stimmrechte im Ministerrat geben
und die qualifizierte Mehrheit wird

232 Stimmrechte betragen. Dies be-
deutet, daß die gemeinsame Außen-
und Sicherheitspolitik betreffende
Beschlüsse nur mit qualifizierter
Mehrheit gefällt werden könnten,
daß sowohl Deutschland und Frank-
reich über keine Sperrminderheit
verfügen und auf Bündnisse mit an-
deren großen EU-Mitgliedern ange-
wiesen sein werden. Der ehemalige
Außenminister Lionel Jospins und
Generalsekretär der französischen
Staatspräsidentschaft unter Mitter-
rand, Hubert Védrine, meint in die-
sem Zusammenhang, Europa werde
nicht mehr bilateral, sondern multi-
lateral sein. 

Diese Neuorientierung der euro-
päischen Politik dürfte sowohl Ber-
lin als auch Paris gefallen. Trotz dem
Bekunden der deutsch-französi-
schen Freund-
schaft wurde stets
der Elysée-Ver-
trag von den füh-
renden französi-
schen Politikern
als ein Mittel be-
trachtet, die Poli-
tik Frankreichs im
Rahmen des gemeinsamen Marktes
zu fördern, während Deutschland
sich Dank der pro-atlantischen Prä-
ambel zum Elysée-Vertrag gegen die
kontinentalen EU-Reformpläne de
Gaulles gewehrt hatte. Insofern
dürfte der europäische Motor
„Deutschland – Frankreich“ zukünf-
tig immer mehr nach Brüssel und
den innereuropäischen Debatten ge-
richtet und auf keinen Fall als die
Basis für eine unabhängige gemein-
same deutsch-französische Sonder-
politik angesehen werden. Wie der
französische Staatschef dem konser-

vativen „Le Figaro“ in einem langen
Interview erklärt hat, bestehe der
Ehrgeiz Deutschlands und Frank-
reichs darin, Europa „neu zu grün-
den“. Der vierzigste Jahrestag des
Elysée-Vertrages wurde so gemäß
den Wünschen Chiracs und Schrö-
ders, eine durchsetzungsfähige EU-
Reform vorzuschlagen, davon beein-
flußt, daß weder Berlin noch Paris
etwas gegen den Willen anderer EU-
Verbündete unternehmen wollen
oder können. 

Indem er mit dem Mißerfolg einer
deutsch-französischen Sprachenpo-
litik konfrontiert ist, schlägt Jacques
Chirac vor, daß ab der Grundschule
zwei Fremdsprachen unterrichtet
werden. Nach von der liberalen Ta-
geszeitung „Le Monde“ zitierten
Zahlen lernen in Frankreich weni-

ger als eine Mil-
lion Gymnasia-
sten Deutsch als
Fremdsprache .
Nur 7,9 Prozent
der Schüler ler-
nen Deutsch als
erste Sprache ge-
gen 12,7 im Jahre

1990. Die deutsche Sprache als
zweite Fremdsprache rückt immer
mehr hinter dem Spanischen zu-
rück. Insgesamt ist dadurch eine
Anstrengung unabwendbar, damit
verhindert wird, daß abgesehen
vom Elsaß der Deutschunterricht in
Frankreich sich immer mehr verrin-
gert. „Das alltägliche Europa“, das
sich das Londoner Kabinett
wünscht, dürfte ohne ausreichende
Sprachkenntnisse immer mehr von
London und Washington bestimmt
sein, ohne daß Berlin und Paris sich
in der Tat zu Wort melden. �
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SELBST AUSGEBOOTET
Irak-Konflikt: London fürchtet Isolation in Europa / Von Hans HECKEL

IRRITIERT BLICKT

ENGLAND AUF DIE NEUE

ACHSE BERLIN-PARIS

Während alles gebannt auf
den Irak starrt, ist eingetre-

ten, was sich ganz unglaublich
anhört: „Ost-Währungen“ geraten
unter Aufwertungsdruck. Be-
sonders um den ungarischen Fo-
rint spielte sich zuletzt eine wah-
re Spekulationsschlacht ab. Zwar
steht die ungarische Wirtschaft
keineswegs schlecht da, – doch
Aufwertung des Forint?

Die Sache läßt sich allerdings
leicht erklären: Für Anleger ist
immer der Netto-Ertrag entschei-
dend. Wer also in einem Land mit
relativ hoher Inflation Geld
braucht, muß auch relativ höhere
Zinssätze in Kauf nehmen. (Als
Alternative kann man Geld in ei-
ner härteren Fremdwährung auf-
nehmen. 

Das kostet zwar weniger Zin-
sen, aber bei Abwertung der eige-
nen Währung muß man am Ende
mehr zurückzahlen, als man aus-
geliehen hat.) Falls die Inflation
hinter den Erwartungen zurück-
bleibt, macht der Kapitalgeber
ein gutes und der langfristig ge-
bundene Schuldner ein entspre-
chend schlechtes Geschäft. Wenn
also Anleger eine sinkende Infla-
tionsrate erwarten, trachten sie,
rechtzeitig hochverzinste „alte“
Anleihen zu ergattern, und das
treibt den Kurs solcher Papiere in
die Höhe. Genau das ist mit dem
Beschluß zur EU-Osterweiterung
eingetreten: 

Den Regierungen der Beitritts-
länder werden antiinflationäre
Maßnahmen abverlangt, und in
deren Erwartung strömten große
Mengen an Geldern nach Un-
garn. Das spekulative Überange-
bot, das in keinem Zusammen-

hang mit der realen Wirtschaft
steht, verzerrte die Wechselkurse:
Relativ zum Euro wurde der Fo-
rint aufgewertet.

Die Aufwertung erschwert je-
doch Exporte und gefährdet die
Existenz ungarischer Betriebe.
Um gegenzusteuern, mußte die
ungarische Nationalbank Leitzin-
sen senken sowie große Mengen
an Forint auf den Markt werfen, -
und beides erhöht wieder die In-
flationsrate! Immerhin bewirkte
die Notenbank, daß jene Speku-
lanten, die mit geliehenem Geld
operierten, vorzeitig und mit er-
heblichen Verlusten aussteigen
mußten. 

Nun werden manche sagen,
wenn Ungarn den Euro hätte, wä-
re das alles nicht passiert! Rich-
tig. Doch schuld sind nicht die
Wechselkurs-Mechanismen, son-
dern die „globalisierte“ Finanz-
spekulation. Und just die Aus-
schaltung der heilsamen, auf
Handelsbilanzen und Diskontsät-
zen beruhenden Wechselkurs-
Schwankungen waren es auch,
die zu dem führte, was die deut-
sche Wirtschaft derzeit durch-
macht: 

Denn gäbe es noch die D-Mark,
wäre diese „rechtzeitig“ unter
Abwertungsdruck geraten und
hätte die Politiker rechtzeitig zum
Handeln gezwungen. Die „Stabi-
litätskriterien“ hingegen sind
Vorschubleistung für Fahrlässig-
keit, Selbstbetrug und kollektive
Schummelei. Hat eigentlich
irgendwer ernsthaft geglaubt, daß
eine Geldstrafe, die wegen eines
zu hohen Budget-Defizits bezahlt
werden muß, dieses Defizit ver-
ringert? RRGGKK

STARKER FORINT
SPEKULATIONEN SETZEN WIRTSCHAFT UNTER DRUCK

NEUE MEHRHEITEN IN EUROPA
Die Achse Paris-Berlin wird die europäische Politik nicht alleine bestimmen / Von Pierre CAMPGUILHEM

Einträchtig: Die Reformen in Europa  sind kein leichtes Spiel für die Spitzen
der Regierungen, Jaques Chirac (v.l.) und Gerhard Schröder. Foto: reuters

IMMER WENIGER

JUNGE FRANZOSEN LERNEN

DIE DEUTSCHE SPRACHE
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An einem schon recht kühlen
Herbstmorgen mache ich
mich mit meinem Begleiter

Sergej Belantschuk auf, um endlich
mein Vorhaben zu verwirklichen: die
Besichtigung von Schloß Holstein.

In Richtung Pillau an der Juditter
Kirchenstraße vorbei fahrend, über-
queren wir zunächst die überdimen-
sionale nach 1945 erbaute Straßen-
brücke über die Pillauer Bahn. Wir
biegen gleich danach links ab in
Richtung Pregel. Das Wetter macht
mir etwas Sorgen, denn von Westen
her kündigt sich eine schwarze Wol-
kenwand an. Wir fahren über total
zerwühltes Pflaster, zu beiden Seiten
verkommene Landschaft, versauer-
tes Wiesengelän-
de, durchsetzt mit
Weidengestrüpp,
Müll und Bau-
schutt. Der Pregel
wird sichtbar, ei-
ne großartige Ku-
lisse liegt vor uns.
Dieser Strom, der
mich in meiner Jugend so faszinierte
– ein fast bedrückendes Wieder-
sehen. Er kommt mir fremd vor, die
durch die Jahrzehnte erfolgten Ver-
änderungen der Uferlandschaft mil-
dern meine erste Begeisterung. Der
alte Holsteiner Damm setzt sich erst
ab dieser Straßeneinmündung wie-
der fort. Jetzt begreife ich plötzlich
die abrupte Sperrung dieser Ufer-
straße bis zu dieser Stelle. Auf der
gegenüberliegenden Pregelseite, et-
was stromaufwärts, erkenne ich vor
dem inzwischen sehr erweiterten
Werftgelände der früheren Schi-
chau-Werft am Ausrüstungskai einen
noch nicht ganz fertiggestellten Neu-
bau eines – offensichtlich schwer be-
waffneten – Raketenkreuzers. Der
Farbanstrich ist ein Gemisch aus

Rostrot und Schwarz, das Schiff ist
im Gegenlicht und bei der etwas grö-
ßeren Entfernung nur schwer zu er-
kennen. Wahrscheinlich erfolgte
wohl deswegen ab der Arndtstraße
flußabwärts die Vollsperrung des
Holsteiner Damms, über die ich
mich schon seit geraumer Zeit ge-
wundert hatte. Hier wurden und
werden also heute noch die Schiffe
der Baltischen Flotte gebaut.

Wenn man weiter nach Westen am
Pregel entlang fährt, erahnt man in
der Ferne bereits die Einmündung
des Stromes in das Frische Haff. Am
Ufer befindet sich ein Konglomerat
von großen Granitfindlingen, mehr
oder weniger teils über – teils unter

der Wasserober-
fläche, dann wahl-
los herumliegen-
de Betonteile –
alles vermengt mit
dem üblichen
Müll und Schutt.
Das Wasser des
Pregels von der

Trübung her gesehen in der entspre-
chenden Qualität. Entsetzlich der
Gedanke, daß die Stadt hieraus im-
mer noch ihr Trinkwasser bezieht.
An der gegenüberliegenden Unter-
seite sind ganz vereinzelt Schiffe an
Duckdalben vertäut, ein kleinerer
herrlicher alter Oldtimer liegt mit
leichter Schlagseite auf der erhöhten
Uferböschung – ich versuche zu fo-
tografieren, doch das starke Gegen-
licht raubt mir bei der Entfernung
die Chancen. Und dann Wiesen, ver-
ödet zwar, aber doch ein Bild an ein-
stige Zeiten erinnernd. Die wunder-
baren Wiesenlandschaften auf der
diesseitigen, nördlichen Uferseite,
die mir von damaligen Fahrradtou-
ren noch gut in Erinnerung sind,
sind wegen des auch hier wuchern-

den, die Einblicke verdeckenden Er-
len- und Weidengestrüpps kaum
noch wahrzunehmen. Ein Angler hat
sich auf eine aus dem Wasser ragen-
de wuchtige, jedoch undefinierbare
Betonkonstruktion vor einen dort
verankerten mächtigen Mast gesetzt.
Wir landen plötzlich in der Kehre, es
geht nicht mehr weiter – ich habe
vor lauter Aufregung die Abzwei-
gung nach Holstein vergessen. Wir
fahren zurück, biegen nach einem
kurzen Stück links ab und finden
den richtigen Weg. Wir fahren auf ei-
nige Gebäude zu und stehen dann

zweifelnd und deprimiert vor dem
kaum mehr wiederzuerkennenden
und brutal zugerichteten Schloß
Holstein. 

Kurfürst Friedrich III., der spätere
erste preußische König Friedrich I.,
ließ es sich 1693 als Jagdschloß von
Johann Arnold Nehring erbauen.
Seinerzeit war es der bedeutendste
Bau des Hochbarock in Ostpreußen.
Der Anblick heute ist wirklich er-
schreckend. Die bekannten drei ho-
hen Rundbogenfenster, wie sie Neh-
ring schon beim Charlottenburger
Schloß und an der Spreefront des
Stadtschlosses in Berlin verwandte,
sind total verschwunden. Das steile
Dach mit seinen hohen Schornstei-
nen ist einem banalen Walmdach mit
Wellasbestdeckung gewichen. Säu-
lenvorsprünge, Risalite und Gurtge-
simse sind abgeschlagen und nur
noch in Andeutungen kaum sichtbar.
Ein Gebäude voller Vergangenheit
wurde zum heruntergekommenen
Profanbau degradiert. Hier wird sie
sichtbar, die von der Sowjetunion
noch unter Leonid Breschnew ver-
ordnete totale Auslöschung deut-
scher Kultur.

Von der Südsei-
te hatte man frü-
her einen schönen
Blick durch den
Park auf den Pre-
gel, heute ist alles
zugewuchert. Und
dann sind die düsteren Regenwolken
über uns, es schüttet plötzlich in
Strömen, dazwischen Gewitter. Ser-
gej und ich suchen Schutz in einem
alten Schuppen. In dem Gebäude ge-
hen hinter primitiven Normfenstern
die Lichter an, Leuchtstoffröhren mit
kaltem Licht – ein gespenstischer
Anblick. Schnell endet der Guß, die
Sonne scheint wieder, wir fahren
weiter durch den beginnenden
Herbst.

Wir kommen in das alte Dorf Groß
Holstein, alles ziemlich verfallen.
Unterwegs herumlaufende Kühe, im
Gegenlicht mit dampfenden Kör-
pern. Wunderbare Spiegelung im al-
ten Dorfteich mit abziehenden dunk-
len Gewitterwolken hinter farbigem
Herbstlaub der Bäume. Ringsum lau-
ter kleine Häuschen – Datschen in
zugewucherten Gärten. Sergej führt
mich zu einem alten Fort, umgeben
mit einem breiten Festungsgraben
und hohem Eisenzaun, ich hatte es
noch nie gesehen.

Zurück zum Holsteiner Damm
wollen wir jetzt noch einmal Rich-
tung Pregelmündung fahren. Im
Hintergrund im Dunst erscheint das

Frische Haff mit Blick bis zum Hori-
zont. Die Mündung des Pregels war
damals die Stadtgrenze Königsbergs
nach Westen. Wir parken unser Auto
an der Kehre und gehen zu Fuß am
Ufer entlang auf einem Trampelpfad
am Rand des Wiesengeländes. Rech-
ter Hand ein Klinkerbau aus den 20er
Jahren, ein Stück Industriearchitek-
tur, an das ich mich nicht erinnern
kann. Sergej erzählt mir, daß hier vor
der russischen Eroberung Teile für
die Raketentechnik hergestellt wur-
den. Der kleine Spaziergang wird
langsam gebremst – es stinkt bestia-
lisch! Ich erinnere mich, daß dies frü-
her auch schon ähnlich der Fall war –
doch nicht so penetrant. Irgendwo
gab es hier die Rieselfelder, wo die
Kloake der Stadt landete, doch das al-
les wurde sehr viel besser geklärt, so-
gar Gemüse wurde damals auf den
Feldern angebaut. Hier aber fließt ei-
ne entsetzlich stinkende Kloake un-
geklärt in den Pregel!

Wir weichen zurück. Als wir an
zahlreichen Anglern vorbeikommen,
nehmen wir einige kleinere Schiffe
wahr, die über das Haff kommend

den Königsberger
Hafen ansteuern.
Rechter Hand,
schon etwas drau-
ßen auf dem Haff,
auf einer schilf-
bewachsenen In-
sel ,  sehen wir
ein schwarz-weiß

markiertes Seezeichen, das den süd-
lichen Bereich des Seekanals kenn-
zeichnet. Dahinter erkenne ich einige
Baumgruppen und davor das von Se-
glern „weißer Mann“ bezeichnete al-
te Seezeichen. In seinem Steingrau ist
es ein Relikt aus der Zeit vor der Er-
stellung des gleich nach der Jahrhun-
dertwende eröffneten Königsberger
Seekanals. Ein schönes Bild – Erinne-
rungen werden wach. 

Wir fahren wieder den Holsteiner
Damm zurück. Auch hier stoßen wir
wieder auf zahlreiche, teilweise auf
den unmöglichsten Plätzen sitzende,
Angler, die in stoischer Ruhe auf ihr
Glück hoffen. Die nach Südosten ab-
gezogene Gewitterfront spiegelt sich
im Strom. Das Wasser ist spiegelglatt,
die Luft glasklar, die Landschaft in
wunderbares Licht getaucht. Drüben
flußaufwärts zeigt sich wieder die
Schichau-Werft. Am Ende der Ufer-
straße biegen wir wieder nach Nor-
den ab. In der Ferne zeigt sich der
Turm der Juditter Kirche. Nach kur-
zer Fahrt kommen wir unter Umge-
hung der zahlreichen Schlaglöcher
abermals auf die Juditter Allee und
machen uns auf den Weg in Richtung
Stadt zu unserer nächsten Tour. �

Über Monate hielt die Diskussion
um die für das Königsberger

Gebiet durch die EU-Osterweite-
rung erfolgenden Veränderungen al-
le Verantwortlichen in Atem, bis En-
de Dezember endlich eine
Vereinbarung zwischen Rußland
und Litauen gefunden wurde, die als
Kompromißlösung zunächst für alle
Beteiligten annehmbar schien: Li-
tauen gewährt russischen Bürgern,
die einen Paß besitzen, die Durch-
fahrt durch sein Territorium mit ei-
nem vereinfachten Transitvisum. Die
russische Seite kam ihren Bürgern
mit einem Preisnachlaß für Zugrei-
sen vom Königsberger Gebiet nach
Rußland und umgekehrt entgegen. 

Allerdings scheinen immer noch
nicht alle Bewohner der Königsber-
ger Exklave die Änderungen im Rei-
severkehr, die am 1. Januar in Kraft
getreten sind, mitbekommen zu ha-
ben: In den ersten 14 Tagen der neu-
en Transitbestimmungen wurde 40
Passagieren das Überqueren der li-
tauischen Grenze verweigert. Der
wichtigste Grund: Die Reisenden
konnten ihre Identität nicht nach-
weisen, da sie die erforderlichen
Dokumente nicht bei sich führten.
Erforderlich ist neben einem Nach-
weis der russischen Staatsbürger-
schaft – etwa ein Reisepaß, Perso-
nalausweis oder ein sonstiger
Ausweis, der ein Siegel der Russi-
schen Föderation oder der UdSSR
trägt – ein litauisches Transitvisum.
Dabei können Russen auf die Bean-
tragung eines Visums nur dann ver-
zichten, wenn sie die Direktverbin-
dung von Königsberg nach Moskau
oder St. Petersburg benutzen. 

Gegenüber dem russischen
Innenministerium wurde in diesem
Zusammenhang seitens Angestellter

der Königsberger Eisenbahngesell-
schaft der Vorwurf erhoben, die
Bürger nicht richtig informiert zu
haben. 

Doch nicht genug, daß viele Rus-
sen die neue russisch-litauische Ver-
einbarung noch nicht kennen – jetzt
scheint Litauen auch noch eigen-
mächtig von dieser abgewichen zu
sein. Das meldet zumindest die
russische Internet-Agentur „Sunci-
ty.ru“. Diese Abweichungen sollen
Militärbedienstete und minderjähri-
ge Kinder betreffen. Laut
„Suncity.ru“ verlangt Litauen seit
dem 1. Februar von Militärangehöri-
gen der Russischen Armee einen
Personalausweis der Russischen Fö-

deration, also einen Inlandspaß, und
von minderjährigen Kindern entwe-
der einen besonderen Kinder-Aus-
landspaß. Sollten die Kinder diesen
nicht haben, werde ein Eintrag im
elterlichen Paß samt dazugehörigem
Paßfoto sowie ein Geburtsnachweis
verlangt. Diese restriktiven Maßnah-
men würde von litauischer Seite mit
den Bestimmungen des Schengen-
Abkommens begründet, heißt es
dort. 

Weiter berichtet „Suncity.ru“, daß
laut einer Umfrage im Königsberger
Gebiet lediglich 21 Prozent der Be-
wohner mit der derzeitigen Situa-
tion zufrieden seien. Doch nicht nur
die Gegenwart, sondern auch die
Aussichten für die Zeit nach der

Umsetzung des Brüsseler Transit-
Kompromisses Mitte dieses Jahres
werden von vielen als wenig positiv
eingeschätzt. Die Transitregelung
mit sogenannten „vereinfachten
Transitdokumenten“ habe das Pro-
blem nicht wirklich gelöst, lautet die
überwiegende Meinung.

Ab dem 1. Juli wird die neue, dem
Schengen-Abkommen entsprechen-
de Regelung in Kraft treten, der zu-
folge dann Russen, die von Rußland
nach Königsberg oder vom Königs-
berger Gebiet nach Rußland reisen
wollen, einen gültigen Auslandsrei-
sepaß und ein litauisches Transitdo-
kument (FTD) bei sich führen müs-
sen. Die beiden Länder haben sich
darauf geeinigt, daß ab diesem Zeit-
punkt Russen, die ständig in der Kö-
nigsberger Exklave leben, kostenlos
und ohne daß eine Einladung aus
Rußland vonnöten wäre, ein litaui-
sches Transitdokument erhalten
können. Diese Regelung schließt
längerfristige FTD ein, die eine Gül-
tigkeitsdauer von einem Jahr besit-
zen und dazu berechtigen, sich bis
zu 90 Tagen innerhalb von sechs
Monaten und bis zu 180 Tagen ins-
gesamt in der Litauischen Republik
aufzuhalten. 

Die russische Seite scheint von
dieser Umsetzung des Brüsseler
Kompromisses durch die Republik
Litauen wenig begeistert, denn sie
beabsichtigt nun, mit dem balti-
schen Nachbarn eine Reihe von Be-
ratungsgesprächen zu führen mit
dem Ziel, die Einführung dieser
neuen Regelung auf einen späteren
Zeitpunkt zu verschieben oder gar
eine andere Lösung zu finden. Das
Thema wird die Region also offen-
kundig noch weiter beschäftigen.

MMaannuueellaa RRoosseenntthhaall--KKaappppii

TRANSIT BLEIBT EIN PROBLEM
Neue Dissonanzen vor der Umsetzung des Brüsseler Kompromisses

… ZU EINEM

HERUNTERGEKOMMENEN

PROFANBAU

EIN WAHRSCHEINLICH ERSCHÜTTERNDER ANBLICK
Notizen von einer Reise in eine vergessene Zeit (Teil VII) / Von Christian PAPENDICK

Schloß Holstein: Friedrich III./I. ließ sich das Jagdschloß 1693 von Johann Arnold Nehring erbauen Foto: Papendick
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NAPOLEON WAR KEINESWEGS EIN »HALBGOTT«

Napoleon: Der im ZDF Anfang Ja-
nuar gesendete Vierteiler über den
umstrittenen einstigen französischen
Herrscher fand nicht nur Liebhaber.

Lesergrüße: Immer wieder melden sich Leser unserer Zeitung aus allen 
Ecken der Welt, um uns ihre Meinung mitzuteilen. Elvira Seemann aus Lara
Lake in Australien schickte uns sogar ein Foto von ihrer neuen Heimat.

Otto Gebühr: Autogrammkarte des
Friedrichdarstellers

UNABHÄNGIGKEIT

BBeettrr..:: „„WWeerr wwaarr NNaappoolleeoonn““ ((FFoollggee 11))

Wer war Napoleon? Gewiß nicht
immer ein „Von Sieg zu Sieg“ schrei-
tender „Halbgott“, auch wenn das J.
W. v. Goethe sagte. Goethe sprach da
als Dichter, dem, hier moralisch
indolent, alles Großartige imponier-
te, und als Fürstendiener, der von
Napoleon geehrt worden war. Ge-
wiß auch zielte Napoleons „Vision“
nicht auf ein „vereinigtes, freiheitli-
ches und friedliches Europa“. Das
mag der gewiefte Propagandist
selbst behauptet haben, und das
ZDF hat es ihm dann nachgebetet.
In Wahrheit zwang der dämonisch
tüchtige Emporkömmling alles un-
ter seine persönlichen Ziele, ging
über Hitlers Imperialismus hinaus:
durch Angriffskriege, nach Elsaß-
Lothringen (1648) und Straßburg
(1681), nach den deutschen links-
rheinischen Gebieten (1792) nun

auch Italien, Holland, Belgien und
Nordwestdeutschland französisches
Staatsgebiet; Brüder Napoleons als
Könige in Westfalen-Nordhessen
und Spanien; der Papst in französi-
scher Gefangenschaft; Erzwingung
sogar preußischer und österreichi-
scher Hilfstruppen im Krieg gegen
Rußland. Ein neuer Adel („Ehrenle-
gion“) und prunkvolle klassizisti-
sche Kunst („Empire“) überhöhten,
drückende Zensur und Polizei
schirmten die Macht.

Gerissen verpflichtete sich Napo-
leon Kollaborateure. Das französi-
sche Bürgertum hatte schon zuvor
durch billigen Erwerb von Besitztü-
mern des Klerus und der Emigran-
ten profitiert. Nun stellte der Dikta-
tor die durch Extremisten
gefährdete Ruhe und Ordnung wie-
der her. Der verordnete „Code Na-
poleon“  schaffte auch in Deutsch-
land Standesvorrechte von Adel und
Klerus zugunsten des Bürgertums
ab. Die Aussperrung der englischen
aggressiven Produktion („Kontinen-
talsperre“) privilegierte die Produ-
zenten im übrigen Europa.

Die riesige „Kriegsentschädi-
gung“ Preußens, 130 Mio. Taler,
stärkte die französische Wirtschaft.
Aber auch den führenden Schich-
ten deutscher Teilstaaten wurde
Gelegenheit zur Bereicherung ge-
geben. Fürsten bekamen auf Kosten
kleinerer und geistlicher Herr-
schaften Lohn („Reichsdeputa-
tions-Hauptschluß“, Säkularisie-
rung, Mediatisierung). 36 deutsche
Fürsten und Territorien traten frei-
willig aus dem Reich aus und gin-
gen wie Sachsen-Polen ein „ewiges

Bündnis“ mit Frankreich ein
(„Rheinbund“).

Doch dann wurde wegen der Krie-
ge die Steuerschraube fester angezo-
gen, wirtschaftliche Zusammenbrü-
che häuften sich, die Zwangs-
aushebungen von Soldaten er-
schreckten. Unter dieser Last gingen
die Mitläufer zunehmend ins Lager
der Widerständler über. Als Napole-
on dann 1813 zum Rückzug nach
Frankreich gezwungen wurde, löste
sich sogar der „Rheinbund“ mit sei-
nen weltbürgerlichen antideutschen
Träumen auf. Der einstige „Halbgott“
wurde geächtet, wurde sogar vom ei-
genen Senat abgesetzt, aber posthum
ehrenhaft im Invalidendom zu Paris
beigesetzt. HHeerrmmaannnn BBiieerrmmaannnn,, 

BBiieelleeffeelldd

NUR SEKUNDÄRQUELLEN ÜBER PRUSSEN

BBeettrr..:: WWoocchheennrrüücckkbblliicckk ((FFoollggee 11))

Die Maßlosigkeit und die unver-
antwortliche Abenteurerlust der
USA kennt keine Grenzen, sie sind
durch ihre Unberechenbarkeit zu
einem Risikofaktor für alle demo-
kratischen Staaten und Kulturvölker
geworden. 

Wie viele Bürger unseres Landes
hoffe ich weiterhin auf die Beson-
nenheit unserer Regierung, den
USA  auf keinen Fall finanzielle oder
sonstige Hilfen zu gewähren. Diese
Besonnenheit muß auch gelten,
wenn dieser geplante Krieg militäri-
sche Auswirkungen auf die USA
oder die Türkei hätte. Um die Ver-
bündeten bei der Stange zu halten,
hat man schon für „Zwischenfälle“
gesorgt, das besagt die Erfahrung.
Doch diese zunächst gesunde Hal-
tung Deutschlands wird immer
mehr aufgeweicht und es ist nun
nichts mehr wahr, von dem, was da-
zu versprochen wurde. 

Es wird höchste Zeit, daß sich Eu-
ropa (die EU) militärisch konse-
quent von den USA löst und ein ei-
genes, absolut unabhängiges
Waffenbündnis aufbaut. 

WWeerrnneerr PPffeennnniigg,, NNeeuubbrraannddeennbbuurrgg

BBeettrr.. „„KKaatteecchhiissmmuuss iinn PPrruussssiisscchh““
((FFoollggee 5500))

Prof. H. Bookmann, der viel zu
früh verstorbene Osthistoriker,
schrieb in seinem überaus lesens-
werten, faktenreichen, fundierten
Buch „Deutsche Geschichte im
Osten Europas, Ost- und Westpreu-
ßen“, Berlin 1992, einleitend zum
Kapitel „Die Quellen und die Ge-
schichte ihrer Erforschung – die Hi-
storie von Geschichtswissenschaft
und Geschichte historischer Vor-
stellungen“: „Die Prußen, deren
Land der Deutsche Orden seit 1231
eroberte, hatten keine Schriftkultur,
und so gibt es aus dem Lande selbst
keine schriftlichen Nachrichten, die
vor der Zeit des Ordens entstanden
wären. Die Kenntnis der früheren
Zeit speist sich vor allem aus Bo-
denfunden. Gelegentlich erwähnen
außerhalb Preußens lebende Auto-
ren das Land. Im frühen 14. Jahr-
hundert setzen dann Bemühungen
ein, die Zeit vor dem Deutschen Or-
den zu durchdringen, entstehen al-
so sekundäre Quellen. Den Anfang
der schriftlichen Überlieferung aus
der Zeit des Ordens bilden Urkun-
den. Abgesehen von zwei kurzen
Texten über den Ursprung und die
Frühzeit des Deutschen Ordens be-
ginnen die chronikalischen Quellen
erst im frühen 14. Jahrhundert zu
fließen ...“

Die Hypothese das Sprache somit
auch Schrift impliziere, läßt außer
acht, daß es frühe, zum Beispiel in-
dianische, Hochkulturen gegeben

hat, die sehr wohl eine Sprache, je-
doch keine schriftlichen Hinterlas-
senschaften hatten. Alles, was wir
über die Vorordenszeit in Preußen
heute wissen, kommt aus späteren,
eben den Sekundärquellen, die sich
auf mündliche Überlieferungen
stützen, deren Authentizität oft
zweifelhaft ist. Die Verständigung
zwischen Ordensleuten und Pru-
ßen erfolgte übrigens durch Tolken,
die Dolmetscher, Familiennamen,
die heute noch daran erinnern:
Tolkmitt, Tolksdorf, als Ortsname
Tolkemitt, um nur wenige beispiel-
haft zu nennen. 

Es bleibt also leider dabei: Auch
im Hinblick auf die Nachrichten-
übermittlung bei den Prußen gibt es
keine aus jener Zeit stammende
schriftliche Überlieferung.

DDrr.. EErrnnsstt VVooggeellssaanngg,,
HHeerrmmaannnnssbbuurrgg

NIE WIEDER KRIEG

BBeettrr..:: OOssttpprreeuußßeennbbllaatttt

Ich danke Ihnen herzlichst für die
schöne Weihnachtsausgabe. Ja, un-
sere liebe Heimat, nichts kann sie
ersetzen. Mit sehr großem Interesse
verfolge ich die Dinge, die sich in
Ostpreußen abspielen. Wird die
nächste Generation auch Interesse
zeigen? Sie sind woanders aufge-
wachsen und das ist ihre Heimat.
Ich kann nur sagen: „Nie wieder
Krieg!“ Der Verlust an lieben Men-
schen ist nicht wieder gutzuma-
chen. Es grüßt aus der Ferne 

EEllvviirraa SSeeeemmaannnn,, 
LLaarraa LLaakkee AAuussttrraalliieenn

Von den zahlreichen an uns
gerichteten Leserbriefen kön-
nen wir nur wenige, und diese
oft nur in sinnwahrend ge-
kürzten Auszügen, veröffent-
lichen. Die Leserbriefe geben
die Meinung der Verfasser wie-
der, die sich nicht mit der
Meinung der Redaktion zu
decken braucht. Anonyme
oder anonym bleiben wollen-
de Zuschriften werden nicht
berücksichtigt.

DIE AMIS WOLLTEN DEN ALTEN FRITZ
BBeettrr..:: „„UUnnvveerrggeesssseenn aallss FFrriieeddeerrii--
ccuuss RReexx““ ((FFoollggee 5500))

Für mich als Angehöriger des
Jahrgangs 1924 galt Otto Gebühr als
die verkörperte Inkarnation des „Al-
ten Fritz“, zumal ich mich erinnere,
daß der bis 1941 im Zeughaus Ber-
lin ausgestellte Rock des Königs,
den dieser bei Kunersdorf getragen
hatte, Otto Gebühr auf den Leib
paßte. 

Der Film „Das Flötenkonzert von
Sansoucci“ (1930) war der erste
Tonfilm, in dem Otto Gebühr den
König darstellte. Es folgten dann
„Die Tänzerin von Sansoucci“
(1932), „Der Choral von Leuthen“
(1933), „Friedericus“ (1937), „Das
schöne Fräulein Schragg“ (1937)
und „Der Große König“ (1942).
Schon in Stummfilmen von 1922 bis
1928 mimte Otto Gebühr den Frie-
dericus. 

Wie kam es zu der Häufung natio-
nal-patriotischer Filme in dieser
Zeit? Auskunft gibt darüber Dr.
Oskar Kalbus in seinem Buch „Vom
Werden deutscher Filmkunst“. Nach
1918 schauten alle deutschen Filme-
macher Richtung USA. Die 20.000
Kinos in der Neuen Welt boten für
die Deutschen einen guten Absatz-
markt. Aber was mochten wohl die

Amerikaner aus dem besiegten
Deutschland sehen? Der Konjunk-
turforscher Hans Neumann fuhr im
Auftrag der Ufa in die USA und
brachte in seinem Gepäck Erstaunli-
ches mit. Der Alte Fritz sollte es
sein. Man meinte am Broadway, daß
diese weltgeschichtliche Persönlich-
keit dem Tageslärm und der Partei-
politik längst entrückt wäre, das
Schicksal Friedrichs so romanhaft
wäre, das es der ideale Filmstoff wä-
re und ferner Friedrich durch seine
tatkräftige Unterstützung Amerikas
in den Freiheitskriegen in der USA
eine populäre Figur sei. Nun folgten
die oben genannten Verfilmungen. 

In Deutschland dagegen war die
Stimmung recht geteilt. Die nationa-
len Kreise klatschten in den Kinos.
Das „Berliner Tageblatt“ forderte
hingegen die Massen zum Boykott
des Films auf und wollte am liebsten
Rauchs Reiterstatue des Alten Fritz
von den „Linden“ entfernen. 

HHaannss--JJooaacchhiimm MMeeyyeerr,, 
AAllffeelldd//LLeeiinnee

VÖLKERRECHT BRICHT NATIONALES RECHT
BBeettrr..:: „„KKooppeennhhaaggeenneerr GGeebbuurrttssffeehh--
lleerr““ ((FFoollggee 5511//5522))

Bereits am 11. November 1970 –
gewiß nicht zufällig wenige Wochen
vor der Paraphierung des Brandt-
Scheelschen-Warschauer Vertrags –
sind alle Ostblockstaaten der UN-
Konventionen vom November 1968
beigetreten, in der es unter anderem
heißt, daß „Vertreibung durch be-
waffneten Angriff oder Okkupation“
nicht verjähren, „ungeachtet des
Zeitpunktes, an dem sie begangen
wurde“, also auch rückwirkend. Da-

mit ist klar, daß spätestens 1970 so-
gar alle – damals immerhin noch
kommunistischen! – Vertreiberstaa-
ten selbst ihre Vertreibungs- und
Enteignungsgesetze für null und
nichtig erklärt haben; denn Völker-
recht, dem man auch noch aus-
drücklich beitritt, bricht stets natio-
nales Recht, wenn dieses
widerspricht. Eine Konvention
(Übereinkunft) ist schließlich keine
unverbindliche Meinungsumfrage,
sondern ein regelrechter Vertrag!

Es muß als Meisterleistung
bundesdeutscher nationalmasochis-
tischer Politik gelten, mit einer
Menschenverachtung sonderglei-
chen diesen Sachverhalt gegenüber
dem eigenen Volk mittels gezielter

Desinformation von Anfang an nun
schon jahrzehntelang systematisch
verdrängt zu haben. Es bleibt also
nur als Aufgabe deutscher Politik
und deutscher Gutachter übrig, aufs
nachdrücklichste die Vertreiberstaa-
ten und ganz Europa an diese
Rechtslage zu erinnern.

Eine bloße „Entschuldigung“ sei-
tens dieser Staaten ohne umfassen-
de Wiedergutmachung, das heißt
bedingungslose Einräumung des
Rückkehrrechtes, wäre bei dieser
Sach- und Rechtslage jedenfalls nur
eine weitere Verhöhnung aller Hei-
matvertriebenen.

UUllrriicchh MMaattsscchhiinnsskkyy,, HHaammmm

DEUTSCHLAND ALS US-BUNDESSTAAT?

VERKEHRT HERUM

BBeettrr..:: „„IIhhrree SSppuurreenn vveerrwweehheenn nniiee““
((FFoollggee 11))

In dem Artikel heißt es „Nikolaus
Copernicus … vertrat die Lehre des
Galileo Galilei, daß die Sonne im
Mittelpunkt unseres Planetensy-
stems stehe und nicht die Erde.“ Das
ist falsch herum. Galilei
(1564–1642) lebte er rund 100 Jahre
nach Copernicus (1473–1543). Er
wurde erst 21 Jahre nach dessen Tod
geboren. Somit konnte Copernicus
nicht eine Lehre Galileis vertreten,
sondern es war natürlich umge-
kehrt. FFrriieeddmmuunndd MMeellcchheerrtt,, 

BBrraauunnsscchhwweeiigg

BBeettrr..:: AAmmeerriikkaanniissiieerruunngg

Gibt es neuerdings Bundestagsbe-
schlüsse oder gar Anweisungen aus
dem Weißen Haus, wonach die
Währungseinheit vor die Wertzahl
und das Briefdatum verkehrt herum
zu schreiben ist, so wie in den USA?
Jedenfalls handeln nahezu alle Ver-
waltungen und Geschäfte danach.

Da außerdem die Bekleidung und
Geräte fast nur noch mit angelsäch-
sischen Bezeichnungen vertrieben

werden, die USA zudem das im Rest
der Welt geltende Internationale
Einheitssystem (SI) ablehnen und
die deutsche Sprache nur noch in
Fragmenten und Kauderwelsch vor-
handen ist, könnte man sich doch
endlich den USA als Bundesstaat an-
schließen, um nicht weiterhin in die
europäische Union einzuzahlen, wo
wir ja sowieso nur zahlen und nichts
zu sagen haben. Die Deutschen lie-
ben die Kulturen anderer Länder –
nur die eigene nicht! AAnnddrréé LLaannggee,, 

NNeeuubbrraannddeennbbuurrgg

BAUSTOP
Betr.: „Aufbau“ (Folge 44)
Zu den im Betreff genannten Fotos

mit Begleittext ist noch zu sagen,
daß der Rathausturm kein ganz jun-
ges Wahrzeichen der Stadt Mehl-
sack ist. Vielmehr wurde der Turm
bereits am 23. Juli 1996 aufgesetzt.
Die Bauarbeiten am Rathaus wur-
den wenig später eingestellt und seit
dem nicht wieder aufgenommen
(Stand August 2002).  HH..JJ.. BBaauueerr,, 

MMaazzaarrrroo,, SSppaanniieenn
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Die Wende vor nun über zehn
Jahren brachte den Atlasver-
lagen eine unerwartete Kon-

junktur. Auf der Landkarte Europas
– bis nach Asien hinein – wurden
Grenzen eindeutiger, und bis zur
Wende ungenannte Länder tauchten
auf. Wie diese aktuelle Welt sich
heute in den deutschen Atlanten
darstellt, ist deshalb durchaus eine
interessante Frage.

Das Angebot an Atlanten auf dem
Buchmarkt ist groß. Stellt man je-
doch den einfachen Anspruch nach

einem für Mitteleuropa informati-
vem Kartenwerk, engt sich der Kreis
der in Frage kommenden Werke
schnell ein, denn die meisten Atlan-
ten sind deutsche Ausgaben angel-
sächsischer Entwürfe, für die Mittel-
europa ein unterentwickeltes
Anhängsel ist. Sie sind hier gänzlich
unbrauchbar und ein teurer Miß-
griff, denn sie kosten in der Regel
mindestens 25 Euro aufwärts.

Ein Kartenwerk, das den mitteleu-
ropäischen Raum vernachlässigt, ist
der neue „Meyer“ sicherlich nicht.
Mit den Maßen 29 x 37 kommt er
stattlich daher und vermittelt gleich
auf der Innenseite des Deckels eine
überlegt konzipierte Kartenüber-
sicht. Die Maßstäbe sind nicht will-
kürlich gewählt, sondern in Dreier-
schritten aufeinander bezogen, zum
Beispiel 1:1 Mio., 1:3 Mio. und 1:9
Mio. Da diese Zuordnung dort bei-
behalten wird, werden so auch wei-
ter entfernte Räume zutreffend mit-
einander vergleichbar.

Aus der Entscheidung für den
sinnvollen Maßstab 1:1 Mio. für die

Folge der Mitteleuropakarten ergibt
sich die Problematik der zweispra-
chigen Ortsnamen für die Karten Po-
lens und der Tschechei, denn für al-
le Orte in den Ostgebieten, die heute
auf dem Territorium der Republik
Polen liegen und für die Randgebie-
te der Tschechei liegen geläufige
deutsche Ortsnamen vor. Sie wur-
den vor nun fast 60 Jahren bei der
Vertreibung von den Vertreibern
durch eigene polnische oder tsche-
chische Namen ersetzt. Diese Pro-
blematik löst der Meyer in einigen –
leider nur wenigen Fällen – positiv,
indem er den deutschen Ortsnamen
benutzt und den anderssprachigen
in kleiner Schrift beigibt, so bei Ol-
mütz, Iglau und Prag wie auch bei
Danzig und Elbing. Genau umge-
kehrt verfährt er aber bei Teplitz in
Nordböhmen und bei Troppau in
Sudetenschlesien sowie bei Stolp
und Köslin. Zuerst steht der anders-
sprachige Ortsname, also Slupsk
und Koszalin beziehungsweise Tepli-
ce und Opava, und dann der deut-
sche. Als dritte Version bietet der At-
las auf den selben Karten
einsprachig tschechische und polni-

sche Ortsnamen an, wo deutsche na-
türlich seit Generationen geläufig
sind. Besonders unangenehm ist das
dort, wo die kulturelle Bedeutung
der deutschen Ortsnamen zweifels-
frei ist, wie bei der Bischofsstadt
Leitmeritz und dem Weinort Tscher-
nosek in Nordböhmen und den ge-
schichtsträchtigen Orten Pohrlitz
und Zwittau in Mähren. Alle diese
Orte – letzterer immerhin der Ge-
burtsort von Oskar Schindler – ver-
schwinden fremdsprachig hinter
dem kulturellen Horizont. Dabei ist
für keinen dieser Orte in den drei
Versionen die unterschiedliche Na-
mensgebung aus einem unterschied-
lichen historischen und bevölke-
rungsmäßigen Status begründbar.
Die Verwirrung ist vollständig. Die
Ortsnamen sind ganz offensichtlich
jenseits jeder Bemühungen um eine
vernünftige Regel gesetzt worden.
Vielleicht machen wir uns auch zu
viele Gedanken, und der Meyer-Red-
akteur hat sich bei dem Entwurf des
Atlasses bei den Ortsnamen über-
haupt keine Gedanken gemacht. Die
Ortsnamen sind lediglich eine direk-
te Funktion des kulturellen Horizon-

tes der verantwortlichen Geogra-
phen. Dabei liegt der gangbare Weg
so nahe. Natürlich gebührt dem
deutschen Namen in einem Atlas
des deutschen Kulturkreises der
Vorzug. Der anderssprachige wird
genauso selbstverständlich beigege-
ben. Der großräumige Maßstab
macht das im Meyer in der Regel oh-
ne weiteres möglich.

Eine Alternative ist in diesem Fal-
le das neue Westermann Atlaswerk
„Dierke – Welt der Karten“, das im
Bereich der Ortsnamen fast makel-
los verfährt. Es schöpft in diesem
Kartenwerk aus dem großen Fundus
an Karten, die für die Schul-
atlanten entwickelt wurden. Diese
Qualität war bei Westermann kei-
neswegs immer selbstverständlich.
Auch dieser Verlag ging in den sieb-
ziger Jahren durch eine ähnliche
Krise wie jetzt der Meyer, als 1974
mit der 185. Auflage des Dierke fast
ein „polnischer Westermann“ für
deutsche Schulen erschien. Dort hat
man damals gelernt, mit hervorra-
genden Ergebnissen im Bereich der
Ortsnamen, der Übersichtlichkeit
des Kartenbildes und weitgehend
auch des Maßstabes. Vielleicht ge-
lingt das jetzt auch dem Meyer, zu
dieser Qualität aufzuschließen. Was
den Umfang der Karten anbelangt,
ist er im Bereich des Maßstabs dem
Dierke bereits überlegen. Kein Atlas
bringt wie der Meyer Mitteleuropa
von den Pyrenäen bis an die Grenze
des Baltikums in dem oben erwähn-
ten vorteilhaften Maßstab. Damit ist
er auch im Hinblick auf Europa ak-
tuell und zukunftsorientiert. Schon
deshalb ist er zu empfehlen. Nur bei
den Ortsnamen müßte er eine kul-
turrelevante klare Linie finden. Das
ist ihm zu wünschen, denn das Kon-
zept bietet sonst alle Ansätze zu ei-
nem perfekten Atlas.

Der Meyer Lexikonverlag ist übri-
gens geschäftstüchtig. Der Atlas
wird bei Weltbild unter dem Namen
Brockhaus Atlas mit einem weitge-
hend identischen Kartenteil ange-
boten. Mit dieser Ausgabe spart der
Käufer immerhin über 15 Euro. 

GGeerroollff FFrriittsscchhee 

MMeeyyeerrss nneeuueerr WWeellttaattllaass, 5. völlig
neu bearbeitete Auflage, Meyers Le-
xikonverlag, Mannheim–Leipzig
2001, 45,50 Euro.

WIDERSPRÜCHLICHE ORTSBEZEICHNUNGEN
Meyers neuer Weltatlas bietet Landkarten in erfreulich großem Maßstab

Vom Buchumschlag lächelt ei-
ne mollige, junge Frau in ei-
nem bestenfalls als praktisch

zu bezeichnenden Pullover. „Ritas
Leute – Eine deutsch-russische Fa-
miliengeschichte“ lautet der Titel
des Werkes und erlangt zusammen
mit dem Umschlagfoto keinesfalls
mein Interesse. Nur widerwillig
nehme ich das Buch zur Hand, und
sehe vor meinem geistigen Auge ei-
ne pummelige Frau in einer kasachi-
schen, öden Plattenbausiedlung in
einer tristen Landschaft. Jedoch
schon nach den ersten gelesenen
Seiten des Buches muß ich feststel-
len, wozu Vorurteile gut sind: näm-
lich zu rein gar nichts. Sie verklei-
nern nur die eigene Welt.

Allerdings ist es eine doch fremde
Welt, die sich dem Leser offenbart
und die sich übrigens auch die Au-
torin bei ihren Recherchen erst er-
schließen mußte. Durch einen Zufall
lernte die den Ostpreußen durch ih-
re Bücher „Die Brücke nach Tilsit“
und „Ostpreußische Lebensläufe“
bekannte Autorin Mitte der 90er
Jahre die junge deutsch-russische
Studentin Rita kennen, unterhielt
sich mit ihr über deren Geburtsort
Karaganda in Kasachstan und über
deren Familie. Schnell fiel auf, daß
auch Rita über ihre deutschen Wur-
zeln nicht sonderlich informiert
war, und so erforschte die Journali-
stin Lachauer mit Rita im Schlepp-
tau deren Familiengeschichte. Dabei
reisten die beiden nach Kasachstan,
Sibirien und sogar nach Kanada, um
einige in den 30er Jahren dorthin
ausgewanderte Verwandte bezie-
hungsweise deren Nachkommen zu
treffen. 

Ulla Lachauer nimmt sich enga-
giert des Themas Deutsch-Russen
an. Am Beispiel der Familie Pauls
zeigt sie, wie ungerechtfertigt das
Vorurteil „die hatten wohl einen
deutschen Schäferhund“ ist – meist
zurückzuführen auf Unkenntnis der
Geschichte dieser seit 1989 in die
Bundesrepublik hinzuziehenden
Bevölkerungsgruppe. 

Ende des 19. Jahrhunderts zog die
Familie Pauls von Westpreußen nach
Lysanderhöhe nahe der Wolga. Dort
aber fand sie nur kurz ihren Frieden,
da die Stalinisten die unliebsamen,
zumeist aufgrund fleißiger Arbeit
vermögenderen Deutschen 1931 in
die kasachische Steppe deportierten,
wo sie aus dem Nichts heraus eine

Stadt gründen sollten. Dies gelang
auch, allerdings ließen Zehntausen-
de dabei ihr Leben. Lange bewahr-
ten die aus deutschen Landen Stam-
menden ihre Traditionen, hielten
zusammen und schafften es so, die
harten Jahre gemeinsam zu mei-
stern. Erst Ritas Generation begann
sich als Russen zu fühlen, und so
war Ritas Freude verhalten, als ihre
Familie 1989 nach Deutschland aus-
wanderte. Trotzdem zögerte sie
nicht, ihrer Familie zu folgen. 

Ulla Lachauer verwebt die Ver-
gangenheit und die Gegenwart einer
weit verzweigten Familie. Sensibel
befragt sie alte wie junge Mitglieder
der Pauls-Sippe, wandert nachdenk-
lich auf den Spuren der Verstorbe-
nen und erzählt so nicht nur die Ge-
schichte der Pauls sondern auch die
vieler anderer Deutsch-Russen, die
ein ähnliches Schicksal erlitten und
nun in der Bundesrepublik hoffen,

ein Zuhause zu finden. Betrachtet
man allerdings Rita, so hat man den
Eindruck, daß es ihr nicht so recht
glückt, denn während Ritas in der
Sowjetunion lebende Vorfahren
trotz aller Widrigkeiten stets wuß-
ten, daß sie Deutsche waren, so
wandelt Rita zwischen den Welten. 

„Ritas Leute“ behandelt sehr an-
schaulich und interessant ein Rand-
thema unserer Gesellschaft. Die Le-
bensbedingungen von Deutsch-
stämmigen in Rußland und in Ka-
sachstan werden mit Liebe zum De-
tail geschildert und die Armut und
das Sterben des heutigen Karaganda
entsetzen den wohlgenährten deut-
schen Bundesbürger, diesen überfor-
dert Ulla Lachauer allerdings ein
wenig. So manches Mal ufern ihre
Beschreibungen und Nachforschun-
gen aus, zu weit verzweigt sie sich in
den vielen Generationen der Pauls,
so daß der Leser die Übersicht ver-

lieren kann und die Gefahr besteht,
daß er sich zu langweilen beginnt. 

RReebbeeccccaa BBeellllaannoo

UUllllaa LLaacchhaauueerr:: „„RRiittaass LLeeuuttee –– EEiinnee
ddeeuuttsscchh--rruussssiisscchhee FFaammiilliieennggee--
sscchhiicchhttee““,, rowohlt, Reinbek 2002,
gebunden, mehrere Abb., 432 Sei-
ten, 19,90 Euro

ZWISCHEN DEN WELTEN
Ulla Lachauer erforscht mit junger Deutsch-Russin deren Herkunft

WURDE DIE »ESTONIA« VERSENKT?
Nachdenklichstimmende Überlegungen zum Schiffsunglück

Carl Övberg lag in seiner Koje
und fand in dieser stürmi-
schen Nacht keinen Schlaf.

Da hörte er „einen mächtigen lauten
Knall, gefolgt von einer starken Er-
schütterung“. Schnell bekleidete er
sich, stürzte nach draußen und be-
merkte, wie die „Estonia“ Schlagsei-
te erhielt. Nach etwa einer Stunde
lag das Fährschiff nahe Rügen auf
dem Grund der Ostsee. „Wir sackte
ab, wie die Zeiger einer Uhr weiter-
springen“, schilderten Passagiere
den Untergang des riesigen Schiffes. 

In der Nacht vom 27./28. Septem-
ber 1994 geschah eine der größten
maritimen Tragödien aller Zeiten.
Rund 850 Menschen verloren dabei

ihr Leben; nur 145 Personen konn-
ten gerettet werden. Eine „Interna-
tionale Havariekommission“ (JAIC),
die den Fall untersuchte, kam zu
dem Ergebnis, daß die Autorampe
des Schiffes abgefallen sei. Die
Kommission führte das Unglück
auf defekte Bugverschlüsse und ei-
ne zu hohe Geschwindigkeit der
„Estonia“ zurück. So lautet bis heu-
te die amtliche Verlautbarung.

Die Berliner Journalistin Jutta Ra-
be untersucht seit acht Jahren das
Ende der „Estonia“ und hat bereits
bei „Spiegel-TV“ mehrfach darüber
berichtet. Sie glaubt nicht, daß die
JAIC die wahren Ursachen der Ka-
tastrophe erkannt hat. 

Gebaut wurde die „Estonia“ 1980
von der deutschen Meyer-Werft. Ob-
wohl sie nur für die Küstenfahrt be-
stimmt und geeignet war, fuhr sie ab
1993 im Fährdienst zwischen Tallin
(Riga) und Stockholm. Das Fahrgast-
schiff unterstand einem estnisch-
schwedischen Jointventure. Es galt
als nicht seetauglich und wurde
schlecht gewartet. Tatsächlich verlor
die „Estonia“ in der Sturmnacht des
28. September ihr Bugvisier. Den-
noch hätte die „Estonia“ allein aus

diesem Grund unmöglich so schnell
sinken können. Gab es weitere Be-
schädigungen? Passagiere erzählten,
daß Wasser aus Lüftungsrohren in
das Schiffsinnere strömte. Es seien
auch mehrere explosionsartige Ge-
räusche zu hören gewesen. Dies alles
legt den Schluß nahe, daß die „Esto-
nia“ mittels Sprengladungen, die an
Bug und Schiffsbauch detoniert
seien, versenkt wurde. Offenbar ge-
lang es Jutta Rabe,  diese Hypothese
zu beweisen. Vor gut zwei Jahren ließ
sie Metallteile vom Wrack der „Esto-
nia“ bergen. Sachverständige stellten
Schäden fest, wie sie nur bei Explo-
sionen auftreten!  

Wer könnte das Schiff versenkt
haben – und vor allem warum?
Höchst sonderbar erscheint das
spurlose Verschwinden mehrerer
Passagiere und des zweiten Kapi-
täns, obwohl sie bereits gerettet wa-
ren. Nach manchen dieser Personen
fahndet Interpol noch heute. Ge-
heimdienst-Agenten und schwedi-
sche Behörden versuchten immer
wieder, die Recherchen der Journa-
listin zu stören.

Fest steht, daß die „Estonia“ regel-
mäßig Drogen schmuggelte. Spiel-

ten Schutzgelderpressungen eine
Rolle? Der Schlüssel zum Verständ-
nis der Katastrophe liegt, glaubt
man der Autorin, woanders. Am Tag
ihrer letzten Fahrt sah man zwei
merkwürdige LKWs an Bord des
Schiffes, bewacht von amerikani-
schen Soldaten. Möglicherweise
transportierten die Laster militäri-
sches High-Tech-Material russisch-
amerikanischer Jointventure-Fir-
men, das legal in die USA gebracht
werden sollte. Der russische Ge-
heimdienst wollte eben diesen
Transport verhindern und zugleich
Estland einschüchtern, um die est-
nische Regierung davon abzubrin-
gen, der Nato beizutreten. 

Hat also der Untergang der „Esto-
nia“ politische Hintergründe? Sind
westliche Staaten nicht daran inter-
essiert, diesen Vorfall aufzuklären,
weil sie das Verhältnis zu Rußland
nicht belasten möchten? Viele Fragen
harren einer Antwort. In jedem Fall
ist dieses Buch, das verfilmt wird,
spannend zu lesen. RRoollff HHeellffeerrtt

JJuuttttaa RRaabbee:: „„DDiiee EEssttoonniiaa.. TTrraaggööddiiee
eeiinneess SScchhiiffffssuunntteerrggaannggss““,, Delius
Klasing, Bielfeld 2002, 240 Seiten,
22,90 Euro
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Gammelgaard,
Arne

Treibholz
Deutsche
Flüchtlinge
in
Dänemark
1945-1949.
Flüchtlinge
aus Ost-
und West-
preußen und aus Pommern
erzählen in diesem Buch von
ihren letzten schmerzlichen
Tagen in der Heimat im
Winter/Frühling 1944/45 und
über ihre Aufnahme in
Dänemark.

Geb., 161 S., € 23,00

Halw, Bruno
Berlin-Sibirien und zurück.
Ein beeindruckender Bericht

über den Weg in die
Gefangenschaft.

Geb., 88 S.   € 11,00

Gast, Lise
Nichts bleibt, mein Herz und
alles ist von Dauer.
Eine Familiensaga aus
Schlesien.
Der gefühlvoll geschriebene
Roman ist ein Trost für jene,
die meinen,
nicht weiter
zu können.
Lebenshilfe
für alle, die
ein ähnli-
ches
Schicksal
erlitten
haben.
Geb.,
262 S.
€ 16,00

Schneidereit, Otto A.

Zwischen zwei Weltkriegen
Eine Jugend
in Ost-
preußen.
Anhand des
Lebens des
Autors und
dem seiner
Freundin
lernen wir
den Alltag
der Men-
schen in
Ostpreußen
kennen.
Zugleich ein Stück
vergangener Geschichte.

Geb., 320 S., € 14,90

Graffenberger,
Günter
Von Memel
bis Stock-
holm
Erinnerun-
gen eines
auslands-
deutschen
Journalisten.
Der Autor,
geb. 1929 in
Kaukehmen/Ostpreußen,
schildert in eindrucksvoller
Weise seine Jugendzeit in
der Heimat und vermittelt
interessante Einblicke in die
Kriegs- und Nachkriegszeit
in Deutschland.

TB, 95 Seiten, € 18,00

Magenheimer, Heinz
Militärstrategie

Deutschlands 1940-45
Führungsentschlüsse, Hinter-

gründe, Alternativen
Geb., 368 S.   € 29,90

Kibelka, Ruth
Memelland - Fünf Jahr-
zehnte Nachkriegs-
geschichte.
Regionen
bewahren
ihr
topogra-
phisches
Gedächt-
nis und
die
kulturellen
Zeichen
sprechen
für sich -
auch dann, wenn die neuen
Bewohner sie kaum noch
entziffern können.
TB, 238 S., € 19,40

Hrsg. Walter Görlitz
Wilhelm Keitel –

Verbrecher oder Offizier?
Erinnerungen, Briefe,

Dokumente des Chefs des
Oberkommandos der

Wehrmacht. Geb., 588 S.
€ 29,90

Wie ich zu meiner
Heimat stehe

Erstmals liegen nun feuilleto-
nistische Texte und Gedichte

von Agnes Miegel vor.
Geb., 311 S.   € 20,50

Schatzkästchen
Ostpreußen

Die schönsten
Filme über

Ostpreußen aus
den Jahren 1925
bis 1945 in der

Originalbild- und
Tonfassung.

3 VHS-Cassetten
mit je ca.

65 Minuten
Laufzeit.
€ 45,95

Eine einmalige Video-Edition
über Ostpreußen

Der neue Knüller von Polarfilm

Masuren
Dieses Buch,

mit seinen vielen
großformatigen Farb-

fotos, lädt zu einer
gedanklichen Reise

nach
Masuren ein.

Geb., 224 S., € 39,90

Der Kampf um Ostpreußen
Kriegsnöte in Ostpreußen,
Aufbau der Wehrmacht,

Ostpreußen bis Mitte 1944.
Geb. 227 S., € 16,00

Axmann, Artur
Hitlerjugend
Der Autor, der letzte Reichs-
jugendführer, schildert
erstmals
seine
Jugender-
lebnisse in
der Weima-
rer Repub-
lik, die
Aufbauar-
beit der HJ
im Dritten
Reich und
den hingebungsvollen
Einsatz der Jugend in Krieg
an der Front und im der
Heimat.
Geb., 576 S.   € 10,20

Märsche aus aller Welt

42 berühmte
klassische Märsche

3 CD
Sonderpreis
nur
€ 15,95

Namen, die man
wieder nennt

Der Bericht aus einem
unvergleichlichen Land
zwischen Geschichte

und Gegenwart –
Ostpreußen heute

Geb. 200 S.   € 19,80

Naturparadies und unver-
geßliche Kulturlandschaft

Eine Liebeserklärung an
Ostpreußen,

ein Aufruf, Ostpreußen
neu zu entdecken

Geb., 148 S.   € 24,80

Die Fahrt der
sieben Ordensbrüder

Geb. 72 S., € 9,90
Miks Bumbullis

Geb. 62 S., € 9,90

Die Wiederherstellung des
Schlosses der deutschen

Ordensritter zu Marienburg
Geb., 127 S., € 11,80

Michalowski,
Horst
Masurenland
Die Natur und
Menschen in
Gedichten und
Geschichten

Geb., 72 S.
€ 8,00

Michalowski,
Horst
Die Silber-
straße – Ein
Masurenleben
Der vielseitige
Bi ldungsweg
des Autors in
deutscher, pol-
nischer und
teilweise auch
in russischer Sprache, in ver-
schiedenen politischen und wirt-
schaftlichen Systemen sowie
sein Leben mit Menschen unter-
schiedlicher Nationalitäten und
Glaubensrichtungen führten ihn
zu der Erkenntnis, daß überall
und immer nur der Mensch selbst
zählt. In diesem Bewußtsein ent-
stand „Die Silberstraße“.
Geb., 156 S., € 9,00

Michalowski,
Horst
Mondlicht –
auf den
Gewässern
der Heimat
Fortsetzung
des Buches
„Die Silber-
straße“

Von Memel nach
Trakehnen 1942
Wir schauen das
Land der dunklen
Wälder und der

kristallenen Seen
Video 30 Min.

€ 14,90

Fridericus
Die rekonstruierte

Langfassung
des Klassikers mit

Otto Gebühr,
Lil Dagover,
Paul Dahlke

Video

€ 21,00

Ostpreußen-Flieger

Der Steuersong
Der Knaller des Jahres.

So lustig und doch so ernst.
  In drei Versionen: Radio-,
Karaoke- oder Lang-Version

CD   € 6,95

Küchenlieder
Mariechen saß weinend im Gar-
ten, Waldeslust, Ein Mutterherz
soll niemals weinen, Hast Du
noch ein Mütterlein, Das alte
Försterhaus, Sabinchen war ein
Frauenzimmer, Letzte Rose u.v.a.
36 Lieder aus guter alter Zeit.
2 CD’s  Sonderpreis nur  € 15,95

Der Hof
an der Grenze
Ein masurischer

Heimatroman
Geb., 334 S.

€ 16,00

Aus unserem Antiquariat

Maser, Werner

Adolf Hitler
So führte

und
regierte er

Prof.  Dr. Werner Maser,
dessen Hitler-Biographie

in über 50 Sprachen
übersetzt wurde, untersucht
in dieser Spezialabhandlung

Hitlers Führungs- und
Regierungsstil.

Geb., 447 S., € 20,50

Dehnen, Max
Die Kriegs-
gräber in
Ostpreußen
von 1914/1915
Würzburg, 1966
(Beiheft zum
Jahrbuch der
Albertus-Univer-
sität Königsberg/Pr., Bd XXVII).
In jahrzehntelanger Arbeit hat der
Autor mit Hilfe der amtlichen
Werke die genaue Lage der
Soldatengräber, die Namen der
Gefallenen, ihre Truppenteile
sowie den Todestag festgehalten.
Ein Verzeichnis der in Ostpreußen
eingesetzten Kommandostellen
und Truppenteile runden das
Werk ab.
Geb., 241 S., € 9,00

Matull, Wilhelm

Ostpreußens
Arbeiterbewegung
Würzburg 1970
(Ostdeutsche Beiträge
aus dem Göttinger
Arbeitskreis, Bd. XLIX).
Die umfassende Unter-
suchung zur Geschichte der
ostpreußischen Arbeiterbe-
wegung von ihren Anfängen

bis 1945 ist zugleich eine Sozialgeschichte von Ost-
preußen. Das Wirken so bedeutender Vertreter der
ostpreußischen Sozialdemokratie wie Hugo Haase
und Otto Braun wird eingehend beleuchtet.

Geb., 150 S., zahlr. Fotos, € 9,00

Mühlpfordt,
Herbert Meinhard
Königsberger
Skulpturen
und ihre
Meister
1255–1945
Würzburg 1970
(Ostdeutsche
Beiträge aus dem
Göttinger Arbeitskreis, Bd XLVI).

Das Buch ist bis heute die umfas-
sendste Untersuchung über die
Werke der Plastik in Königsberg, die
zum größten Teil in den Jahren 1944/
45 vernichtet wurden. Eindrucksvoll
veranschaulicht der Band, welche
hervorragende Persönlichkeiten
Ostpreußen hervorgebracht und
durch Kunstwerke gewürdigt hat.

Geb., 299 S., 184 Fotos
€ 9,00

Engels, Rolf
Die preußische Verwaltung
von Kammer und Regierung
Gumbinnen
(1724–1870), Köln u. a.1974.
1724 entschloß sich König Friedrich
Wilhelm I., das durch die Pest verwüstete
nördliche und östliche Ostpreußen zu ei-
ner selbständigen Verwaltungseinheit zu er-
heben. Aus der Kammerdeputation ent-
stand am Anfang des 19. Jahrhunderts der
Regierungsbezirk Gumbinnen, reich an
Wäldern und Gewässern, an Niederungen
für Pferde- und Milchviehzucht, ohne adli-
gen Grundbesitz, und mit verschiedenen
Völkerstämmen besiedelt. Diese flüssig ge-
schriebene Studie schildert anschaulich die
hervorragenden Leistungen der preußi-
schen Verwaltung. 182 S., zahlr. Fotos und
mit einer separaten  Karte des Regierungs-
bezirkes Gumbinnen 1838           € 9,00

Die
Geschichte
des Segel-
fliegens auf

der Kurischen
Nehrung,
die Ost-

preußische
Landschaft

aus der Vogel-
perspektive.

Video, € 21,00

Geb., 176 S.       € 9,00
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In Ostpreußen geboren, Sohn
ostpreußischer Eltern, wohn-

haft in Ostpreußen ausschließ-
lich, was konnte in diesem Fall
leichter sein, als die deutsche
Staatsbürgerschaft nachzuweisen?
Wozu? Na, sagen wir einmal, um
in den Beamtenstand übernom-
men zu werden, als Försterchen,
Offizier, Staatsdiener bei Zoll
oder Reichspost, mit einem Wort,
so ein Scheinchen, die Urkunde,
mußte sein. Nichts einfacher als
das, dachte Xavier Ditschuneit bei
sich, grapschte sich Geburtsur-
kunde, Schulzeugnisse, einen
Pungel mit Schmalzstullen und
Kochkäse, zog feste Wanderstiefel
an und machte sich an einem
Mittwoch, den Scheitel frisch ge-
zogen, auf den Weg zum Verwal-
tungssitz des nordöstlichsten Re-
gierungsbezirkes, Gumbinnen, die
Pillkaller Chaussee entlang.

Den zuständigen Beamten traf
er im Büro an, nicht weit vor sei-
nem Fenster plätscherte die Pissa
dahin, schälte momentan liebe-
voll einen geschenkten Apfel, das
Herrchen, teilte ihn in gleich gro-
ße Stücke, nachdem er seufzend
die schwarzen Kerne herausge-
pult hatte, reihte sie in einer
Schützenlinie auf der leeren
Schreibtischplatte auf. Die
Schlacht bei Königgrätz hätte
nicht verlorengehen müssen, grü-
belte er, womöglich wären wir al-
le Österreicher geworden, man
könnte sich bequem ins Kaffee-
haus begeben, statt sich mit Amts-
pflichten, der Beurkundung deut-
scher Staatsbürgerschaften, zu
befassen, ausgerechnet im abgele-
gensten Nordostzipfel des Rei-
ches. 

Ein Hüsteln unterbrach seine
philosophischen Betrachtungen,
Xavier Ditschuneit machte sich
bemerkbar, rieb sich die Nase,
entschuldigte sich für die Störung
der Dienstgeschäfte, sein Anlie-
gen betreffe eine kleine Formalität
beiläufig, ein Stückchen Papier,
wenn es gefällig wäre dem Herr-
chen.

Der Beamte runzelte erst einmal
die Stirne, faltete seine Hände,
schickte ein Stoßgebet gen Him-
mel, den Kopf seitlich neigend:
„Vielleicht ja, vielleicht nein, mit
Urkunden ist das so eine Sache ...
und erst die deutsche Staatsbür-
gerschaft, verstehen Sie mich
richtig, man hat mich hierher
strafversetzt, nein, nicht direkt,
aber viele Beamte empfinden ihre
Versetzung nach Ostpreußen als
Strafversetzung ... so was schlägt
auf das Gemüt, auf das Gedärm ...
man wacht morgens auf und weiß
nicht, wo man sich befindet,
schon in Litauen, Rußland? ... Wo,
bitte schön, liegt Deutschland? ...
in erster Linie im Magen, sage
ich ... wer einmal Schwarzsauer
gegessen hat, die süßsauere Sup-
pe aus Gänseblut und Gekröse,

der weiß, was ich meine ... wo ha-
be ich nur meine Magentropfen? 

Ah ja ... als ich vor sechs Wo-
chen meinen Versetzungsbe-
scheid bekam, habe ich im Atlas
nachgesehen ... du meine Güte,
über Elbe, Oder, Weichsel, Pregel
hinweg, leben dort überhaupt
Deutsche, habe ich gefragt? ...
schließlich liegt die Provinz auf
den gleichen Längengraden wie
Kiruna in Schweden, Budapest
und Kapstadt ... auf den Breiten-
graden von Kamtschatka und dem
südlichen Ural... die Leute werden
in Pelzmützen herumlaufen und
Gewehre tragen, wegen der Wölfe,
dachte ich... widersprechen Sie
nicht, ich weiß Bescheid ... gegen
Kälte immunisieren sich die Ein-
heimischen mit Rum, den sie mit
heißem Wasser zu Grog vermi-
schen ... zur Abwechslung neh-
men sie Kornschnaps als Medizin,
einen gewissen Meschkinnes, Bä-
renfang, ein, Nikolaschka oder
Pillkaller mit Leberwurst und ei-
nem Klacks Mostrich drauf ... ist
der Magen erst ruiniert, essen sie
schwere Speisen, fetten Speck,
Bratklopse, Gänsebraten, Hecht-
suppen, Flinsen, was weiß ich ...
nirgendwo finden Sie Vergleich-
bares im Reich, keine Elche ... ihre
Lust, Feste zu feiern, hört nicht
einmal bei Beerdigungen auf, Ver-
storbene, im Sarg, werden hoch-
kant an die Wand gestellt, damit
es Platz zum Tanzen gibt ... was
rege ich mich auf, die vielen Stör-
che, Stinte, Krajebieter, Krähenes-
ser ... überall Verrohung, oder
kennen Sie eine Provinz, in der
Menschen so herzlich fluchen
können, sich Luntrus, Pomuchels-
kopp, Labommel, Zäg, Dammlack
beschimpfen, bloß, damit die Ver-
söhnungsfeste länger dauern?...
Da fragt sich unsereiner, was das
mit deutscher Sitte und Anstand
zu tun haben soll ... 

Mein Gehalt ist übrigens jäm-
merlich niedrig,  die Ostzulage ei-
ne Gefahrenzulage ... und alle, al-
le kommen sie zu mir, wollen ihre
deutsche Staatsbürgerschaft beur-
kundet haben... dabei heißen sie
Stichlinski, Balschies, Baldschun,
Valeities, Pogorzelski, hinten be-
tont auszusprechen ... frage ich
nach dem Wohnsitz, geben die
Einheimischen Willpischen, Pu-
spern, Skaiskirren zur Antwort ...
das halte ich nicht im Kopf aus,
ich brauche meine Kopfschmerz-
tabletten morgens, mittags,
abends ... zu allem Übel sind die
Leute aus allen Himmelrichtun-
gen eingewandert, die Salzburger
aus Österreich, Hugenotten aus
Frankreich, dazwischen Franken,
Schwaben, Holländer, kann mir
einer sagen, warum sie ausge-
rechnet die deutsche Staatsbür-
gerschaft wollen? ... 

Ob ich nicht doch lieber einen
Arzt aufsuchen und meine Rück-
versetzung beantragen sollte?...

vielen ist es nicht bekommen,
nach Ostpreußen gegangen zu
sein, die Missionare, Adalbert von
Prag, wurden gleich nach der An-
kunft erschlagen, der Deutsche
Ritterorden vermied wohlweis-
lich, über Insterburg hinaus in die
Wildnis vorzudringen ... was raten
Sie mir, unter vier Augen? Die
meisten sind rasch durchgezogen
mit ihren Soldaten, König Gustav
Adolf von Schweden, Napoleon,
adelige Heerführer dienten so-
wieso abwechselnd polnischen
und litauischen Königen, wer soll
sich da noch auskennen? ...
Stimmt es übrigens, daß man
hierzulande mit Schnee eingerie-
ben wird, wenn man im Winter
halberfroren aufgefunden wird ... 

Sind Sie wetterfühlig? Ich wer-
de Rheumatismus bekommen, die
vielen Seen, Flüsse, das Kurische
Haff und die Ostsee in der Nähe,
im Großen Moosbruch Sumpf ...
die meisten Urkunden sind so-
wieso nicht viel wert, seit der Pest
verschollen, bei Plünderungen
verbrannt, unleserlich ... vermut-
lich denken Sie jetzt, ich mache
mir das Leben unnötig schwer,
weil Deutscher ist, wer deutsch
spricht?... Da kann ich nur lachen,
sprechen höre ich: Zippel, zergen,
ablunkern, Spirgel, pischen,
Butschkes, plachandern, Dubbas,
schabbern... verstehe oft kein
Wort, abends nehme ich ein hei-
ßes Bad, bevor ich ins Bett gehe,
kalt abreiben hilft ebenfalls ... 

Warum habe ich ausgerechnet
Urkundsbeamter werden müs-

sen ... meine Nerven sind nicht
die besten, müssen Sie wissen ...
warum sind Sie überhaupt zu mir
gekommen, Sie sitzen stocksteif
da, sind Sie der deutschen Spra-
che nicht mächtig ... können Sie
nicht reden?“

„Ja-nein.“

„Was nun? Ihren Namen werden
Sie sagen können.“

„Xavier Ditschuneit.“

„O ja, ich erinnere mich, den
Namen irgendwann gehört zu ha-
ben. Was wünschen Sie von mir?“

„Die Beurkundung meiner deut-
schen Staatsbürgerschaft. Wenn

ich wenigstens ein Formular ...?“ –
„Erbarmung! So sagt man doch
hier? Das wird lange dauern. Ich
kenne den Verwaltungsweg. Was
ist überhaupt Ihr Vater von Beruf,
Wilddieb, wie? Ha, ha.“

„Preußischer Beamter, in Ber-
lin!“

Der Beamte springt auf, gratu-
liert ihm, schüttelt ihm die Hand.
„Warum haben Sie das nicht
gleich gesagt? Von Ostpreußen
nach Berlin! So eine Karriere
wünsche ich mir. Dort fragt kein
Mensch mehr, wo Deutschland
liegt, so mittendrin. Übermorgen
können Sie vorbeikommen, als
Beamtensohn, und Ihre Staatsbür-
gerurkunde abholen.“ �

WO LIEGT DEUTSCHLAND?
Von Günther H. RUDDIES

GGüünntthheerr HH.. RRuuddddiieess wurde
am 1. Februar 1928 in Inster-
burg geboren und verlebte
seine Kindheit in Gumbin-
nen. Nach dem Krieg stu-
dierte er Pädagogik und
Psychologie in Rostock,
Bonn und Heidelberg. Er ar-
beitete als Psychologe in der
Personalberatung und seit
1972 als Dozent in der Leh-
rerfort- und Erwachsenen-
bildung. 1993 trat der Ost-
preuße, der seit 1955 in
Stuttgart lebt, in den Ruhe-
stand und fand so noch
mehr Zeit, seine psychologi-
schen Sachbücher und seine
meist humorvollen Bücher
über seine Heimat Ostpreu-
ßen zu veröffentlichen.
Glückwunsch zum 75.! oo--nn

Schon in der Quarta oder
Untertertia saß er neben mir.

Er war der Sohn eines Bauern, der
draußen vor der Stadt ein Gehöft
mit Wohnhaus, Stall und Scheune
hatte. Doch Fritz war nicht so, wie
man sich allgemein einen Bauern-
sohn vorstellt: stocksteif und lang-
sam denkend. Nein! Fritz war
zwar nur 1,61 m groß, doch dafür
schnell denkend und reaktions-
flink sowie ein geschmeidig flin-
ker Turner an Reck, Barren, Bock
und Kletterstange. In der Turnhal-
le in der Mohrunger Poststraße
bewies er das fast täglich. 

Obwohl er außerhalb der Stadt
wohnte, war er stets vor mir in der
Herderschule. Ich stürmte meist
eine Minute vor Unterrichtsbe-
ginn die Treppe hoch, auf derem
ersten Absatz Dr. Ahlert, Papp-
kopp genannt, stand, den Ärmel
seines weißen Kittels hochschob
und auf seine Armbanduhr schiel-
te, obwohl direkt vor seiner Nase
die große Schuluhr tickte. 

Eines Tages brachte Fritz den
Rest einer Spielzeuglokomotive
mit zur Schule. Ausgerechnet bei
Misjöh Vougeois, einem zittrig
nervösen Lehrer, kurbelte er das
Federwerk. Die bis dahin zwi-
schen zwei roten Rädern in Bögen
herausschauende Feder zog sich
zusammen, doch als Fritz die
Bremse lockerte, ließ sie ihre Rä-
der drehen und schnurren. Unser
Französischexperte wackelte mit
seinem Kopf und starrte durch
seine dicken Brillengläser. Doch
Fritz hatte längst die Bremse gezo-
gen, so daß sich sofort Stille im
Klassenzimmer breitmachte. 

Misjöh parlierte weiter, und
mein Banknachbar kurbelte seine
neugierige Feder in ihren Räder-
kasten. Als sich Misjöh der Tafel
näherte, lockerte Fritz erneut den
Bremsenhebel. Das Gehör unseres

Sprachexperten hatte zwar
1916/17 vor Verdun etwas gelitten,
doch das erneute Geräusch nahm
es wohl wahr. Er federte leichten
Schrittes auf unsere Bank zu,
stierte uns scharf an und fragte
meinen Nachbarn auf Franzö-
sisch, was wir gegenwärtig täten. 

Ich frohlockte: Jetzt hat der Pau-
ker den Spielefritz erwischt! Doch
Fritz hatte längst sein Federwerk
in der Taschenablage der Schul-
bank verschwinden lassen. Er
sprang auf und antwortete perfekt:
„Nous apprendons la langue fran-
cais, Monsieur!“

„Très bien! Söhr richtik! Sötz
dich!“

Des Lehrers Verdacht schien be-
seitigt. Er drehte sich um. Sirr.
Fritz hatte die Bremse wieder ge-
lockert. Ich saß wie auf einem Na-
gelbrett, „Knack-knack!“ machte
die Feder und schaute in Bögen
wie neugierig aus dem Antriebs-
kasten heraus. Das müßte auch
ein zweimal Verschütteter gehört
haben.

Herr Vougeois stürzte auf mich
zu und verlangte, daß ich im Text
weiter lese. Ich stand da wie ein
Pomuchelskopp. Ich fand die Stel-
le nicht, weil mich Fritzens Räder-
werk abgelenkt hatte.  

„Miserabel!  Eine Söchs!“ zisch-
te Misjöh. Ich ließ mich erschla-
gen auf den Sitz meiner Bank fal-
len.

Ab 7. Klasse – die Klassenna-
men Sexta, Quinta, Quarta usw.
hatte man inzwischen verbannt –
saßen wir nun auf Stühlen, an Ti-
schen. Jeder kannte sein Sitzmö-
bel. Eines Tages merkte ich, daß
der Stuhl an meinem Platz nicht
der meine war. Während alle den
Gruß von Lehrer Krause erwider-

ten, zog ich meinen Stuhl, der hin-
ter Fritz stand, zu mir herüber.
Nachbar Fritz jedoch ließ sich, oh-
ne nach dem vermeintlichen Stuhl
hinter sich zu grapschen, nach
hinten fallen. Er landete auf dem
Fußboden und donnerte mit sei-
nem Hinterkopf an die Klassen-
zimmerwand, denn ich hatte sei-
nen Suhl noch nicht an die
richtige Stelle bugsiert. Fritz am
Fußboden, das sah recht komisch
aus. Ich mußte lachen. Fritz rieb
sich seinen Schädel und lachte –
Gott sei Dank – mit.

Ende 1942 trennten sich abrupt
unsere Wege. Während mich die
Wehrmacht holte, konnte Fritz
sein Abitur regulär im März 1943
ablegen. 43 Jahre später regte un-
sere ehemalige Mitschülerin aus
der Obertertia, Else Tischtau, ein
Treffen der Mohrunger Herder-
schüler an. Auf ihrer nächsten
Einladung Januar 1989 fand ich
neben 18 mir bekannten Namen
auch den Namen und die Adresse
meines ehemaligen Banknach-
barn. Ich schrieb sofort an ihn
nach München und prompt be-
kam ich Antwort. Leider hielt er
vom Herderschultreffen in Bad
Pyrmont nicht viel. Doch hat er
mich nun jedes Jahr zu Weihnach-
ten oder zum Jahreswechsel ange-
rufen, und wir haben Erinnerun-
gen ausgetauscht. Von seinen
Streichen mit Studienassessor
Vougeois wollte er allerdings
nichts hören. Lag es daran, daß er
etliche Jahre Direktor einer Schu-
le in München gewesen war?

Zu den Weihnachtsfeiertagen
2000 blieb sein Anruf aus. Auf
meine Frage antwortete mir seine
Frau Rose: „Ich muß Ihnen leider
mitteilen, daß mein Mann Fried-
rich Graf am 11. Juli 2000 verstor-
ben ist. Er war lange krank gewe-
sen, und dennoch war es zu früh
...“ �

EIN OSTPREUSSISCHER LORBAS
Von Heinz GLOGAU

Gumbinnen: Flußpartie mit Blauer Brücke Foto: Archiv
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